
 

 

 

Rundschreiben 11/2025  

zu den Mitgliedern der Geschäftsleitung sowie von Verwaltungs- 
und Aufsichtsorganen gemäß KWG 

Bonn, den 22.10.2025 

Das Rundschreiben basiert auf den Merkblättern vom 29.12.2020 und fasst diese zur 
Vermeidung von Doppelungen zusammen. Soweit sich Anforderungen an Mitglieder der 
Geschäftsleitung und Mitglieder des Verwaltungs- und Aufsichtsorgans unterscheiden, wird 
dies in den Überschriften explizit benannt. Die gemeinsamen Leitlinien der Europäischen 
Bankaufsichtsbehörde (EBA) und der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde 
(ESMA) „Leitlinien zur Bewertung der Eignung von Mitgliedern des Leitungsorgans und 
Inhabern von Schlüsselfunktionen“ (EBA/GL/2021/06) sowie die Leitlinien der EBA „Leitlinien 
zur internen Governance“ (EBA/GL/2021/05) wurden berücksichtigt, soweit die BaFin diese in 
ihre Verwaltungspraxis übernimmt. Dabei gilt, wie auch in den Leitlinien jeweils in Titel I 
vorgesehen, der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. 

Das Rundschreiben beschränkt sich auf den Anwendungsbereich des Gesetzes über das 
Kreditwesen (KWG) und richtet sich an dessen Adressatenkreis. Dieses Rundschreiben findet 
keine Anwendung auf qualifizierte Kryptoverwahrer nach dem KWG, soweit sie auch der 
MiCAR unterfallen. Insoweit greifen vorrangig die europäischen Vorgaben, Guidelines und 
Aufsichtsstandards. 
Es findet dagegen im Grundsatz Anwendung auf die KWG-Institute, soweit sie das 
qualifizierte Kryptoverwahrgeschäft gemäß § 1 Abs. 1a S. 2 Nr. 6 KWG, die 
Kryptowertpapierregisterführung gemäß § 1 Abs. 1a S. 2 Nr. 8 KWG oder beides erbringen. 
Bei diesen Instituten kommt insbesondere der Grundsatz der Proportionalität zur 
Anwendung, der den betrieblichen (Größe, Struktur, Komplexität Geschäftsmodell) und 
risikospezifischen Besonderheiten angemessen Rechnung tragen soll. Zudem ist den 
geschäfts- und branchenspezifischen Besonderheiten Rechnung zu tragen. 

 

 

 

 

  

https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Guidelines/2021/EBA-GL-2021-06%20Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20sustainability/1022102/Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20suitability_DE.pdf
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Guidelines/2021/EBA-GL-2021-05%20Guidelines%20on%20internal%20governance/translations/1021314/GL%20on%20internal%20governance%20under%20CRD_DE%20-%20updated.pdf?retry=1
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1 Anforderungen 

I. Anzeigepflicht und erforderliche Unterlagen 

1. Allgemeine Hinweise zu den Anzeigepflichten 

 Die nach dem KWG zu erstattenden Anzeigen und die ggf. beizufügenden Unterlagen 
werden, soweit im Einzelnen nicht anders angegeben, von den Instituten1 bei der BaFin und 
der zuständigen Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbank eingereicht. Auf den jeweiligen 
Internetseiten von BaFin und Deutscher Bundesbank finden sich nähere Bestimmungen, ob 
und welche elektronischen Einreichungswege zu nutzen sind. 

Rechtsgrundlagen: 
Die „Verordnung über die Anzeigen und die Vorlage von Unterlagen 
nach dem Kreditwesengesetz“ (AnzV) regelt Einzelheiten zu den 
Anzeigen und einzureichenden Unterlagen nach dem KWG. 
- § 1 AnzV: Einreichungsverfahren, elektronische Einreichungswege,  
- § 5 - § 5f AnzV ggf. i.V.m. § 16 Abs. 2 AnzV: erforderliche Unterlagen 

 Die Kreditinstitute, die einem genossenschaftlichen Prüfungsverband angeschlossen sind 
oder durch die Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes geprüft werden, reichen 
die Anzeigen und die ggf. beizufügenden Unterlagen über ihren Verband ein.2  

SIs beachten weitere Rechtsgrundlagen:  
Die „Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15.10.2013 zur 
Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank“ (SSM-
VO) und die „Verordnung (EU) Nr. 468/2014 der EZB vom 16.04.2014 
zur Errichtung eines Rahmenwerks für die Zusammenarbeit zwischen 
der Europäischen Zentralbank und den nationalen zuständigen 
Behörden und den national benannten Behörden innerhalb des 
einheitlichen Aufsichtsmechanismus“ (SSM-Rahmen-VO) regeln u. a. 
die direkte Beaufsichtigung der SI durch die EZB im Rahmen des 
einheitlichen Aufsichtsmechanismus und die Einzelheiten der 
Umsetzung. 
- Art. 4 SSM-VO: der EZB übertragene Aufgaben 

 

1  In diesem Rundschreiben sind aus Gründen der Lesbarkeit (gem.) FHG nicht stets ausdrücklich erwähnt. Ob die Regelungen auch für diese gelten, 
ergibt sich aus dem Gesetz. 
Verlangen das KWG oder dieses Rundschreiben Handlungen durch „das Institut“, ist „Institut“ nicht im gesellschaftsrechtlichen Sinne zu verstehen. 
D.h., Handlungen müssen nicht durch den gesetzlichen Vertreter des Instituts erfolgen. Vielmehr können Handlungen auch durch andere Organe 
wie VAO, Eigentümer/Gewährträger alleine oder gemeinsam vorgenommen werden. Es obliegt allen Organen gemeinsam, hierfür geeignete 
Absprachen zu finden. 

2  Die nach der AnzV erforderliche Einverständniserklärung des jeweiligen Verbandes liegt der BaFin für alle Kreditinstitute vor, die zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Rundschreibens zugelassen waren. 

https://www.bafin.de/ref/19645296
https://www.bundesbank.de/de/aufgaben/bankenaufsicht/einzelaspekte/erlaubnisverfahren-inhaberkontrolle-governance/governance/
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__16.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R1024&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32014R0468&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R1024&from=DE#d1e945-63-1
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- Art. 6 SSM-VO: einheitlicher Aufsichtsmechanismus, Definition des SI 
- Art. 93 SSM-Rahmen-VO: Beurteilung der Eignung  
- Art. 94 SSM-Rahmen-VO: Laufende Überprüfung der Eignung  
- Liste der SSM-Institute 
- Vgl. § 1 Abs. 5 KWG zu „Aufsichtsbehörden“ und § 24 Abs. 3c KWG, 
§ 1 Abs. 4 AnzV zum Anzeigeverfahren 

 Die vorgeschriebenen Anzeigen erstatten Institute unverzüglich an die BaFin und die 
Deutsche Bundesbank. Die BaFin geht grundsätzlich davon aus, dass eine Anzeige jedenfalls 
dann unverzüglich erfolgt ist, wenn ein Zeitraum von zwei Wochen nach Entscheidung des 
zuständigen Organs bei GL bzw. nach der Bestellung bei VAOM nicht überschritten ist. Die 
nach Rn. 34ff und Rn. 44ff einzureichenden Dokumente (z.B. Behördenführungszeugnis, 
Gewerbezentralregisterauszug) müssen innerhalb der vorgenannten Frist zumindest 
beantragt worden sein.  

 Die Kosten für die beizubringenden Unterlagen werden nicht von der BaFin übernommen. 

 Sofern noch nicht alle Unterlagen/Informationen vorliegen, z.B. weil Dokumente bei Dritten 
angefordert werden müssen (Registerauszüge etc.), muss die Anzeige dennoch erstattet 
werden und die fehlenden Unterlagen/Informationen sind unverzüglich nachzureichen. 

 Generell empfiehlt es sich in Zweifelsfällen über Form, Inhalt und Umfang der Anzeigen, 
Kontakt mit dem zuständigen Fachreferat bei der BaFin oder der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbank aufzunehmen.  

 Für SIs erfolgt die Beurteilung der Sachkunde der VAOM bzw. der fachlichen Eignung der 
GLM sowie der Zuverlässigkeit und zeitlichen Verfügbarkeit der Organmitglieder durch die 
EZB, die dem Institut das Ergebnis ihrer Beurteilung unmittelbar mitteilt. Grundlage der 
Beurteilung sind die Regelungen des KWG (vgl. Art. 4 Abs. 3 SSM-VO). Zur SSM-weiten 
Vereinheitlichung der Informationen, die der aufsichtlichen Eignungsüberprüfung der 
Organmitglieder der SI zugrunde gelegt werden und von den Unternehmen zu übermitteln 
sind, hat die EZB unter Mitwirkung der nationalen Aufsichtsbehörden einen Fragebogen („Fit 
and Proper Questionnaire“) entwickelt und in ihrem IMAS-Portal umgesetzt. 

 Die direkt von der EZB beaufsichtigten SI können die Anzeige sowie alle beizufügenden 
Unterlagen in deutscher oder in englischer Sprache einreichen (für Unterlagen in anderen 
Sprachen siehe die Ausführungen in der folgenden Rn.). Die zwischen der EZB und dem 
Institut gewählte Sprachenregelung ist davon unberührt. 

 Die Anzeige sowie alle beizufügenden Unterlagen und Erklärungen müssen LSI – 

vorbehaltlich etwaiger gesetzlicher Ausnahmen – in deutscher Sprache einreichen. Soweit 
Unterlagen nicht in deutscher Sprache ausgestellt sind, bedarf es – vorbehaltlich etwaiger 
gesetzlicher Ausnahmen – zusätzlich zum fremdsprachigen Ausgangsdokument einer 
Übersetzung. Unter Umständen muss diese beglaubigt oder von einem/r öffentlich bestellten 
oder vereidigten bzw. beeidigten Dolmetscher(in) oder Übersetzer(in) angefertigt sein. Das 
zuständige Fachreferat der BaFin kann auf die Übersetzung von Unterlagen in englischer 
Sprache verzichten. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R1024&from=DE#d1e1057-63-1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32014R0468&from=EN#d1e3202-1-1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32014R0468&from=EN#d1e3221-1-1
https://www.bankingsupervision.europa.eu/banking/list/html/index.de.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__1.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32014R0468&from=DE#d1e747-1-1
https://www.bankingsupervision.europa.eu/banking/portal/imas/html/index.de.html
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2. Anzuzeigende Personen und Sachverhalte 

 Die folgenden Sachverhalte zeigt das Institut oder die (gem.) FHG an: 

- Die Absicht der Bestellung, den Vollzug, die Aufgabe oder die Änderung der 
Bestellungsabsicht von GL und die Absicht, Personen zur Einzelvertretung des Instituts 
zu ermächtigen3 (z.B. Einzelprokuristen, ggf. Generalbevollmächtigte) gemäß § 24 Abs. 1 
Nr. 1 KWG. Ausgenommen sind Verlängerungen bestehender GL-Mandate. 
Für das Ausscheiden ist § 24 Abs. 1 Nr. 2 KWG zu beachten. 

 
- Personen, die die Geschäfte der (gem.) FHG tatsächlich führen sollen (Absicht der 

Bestellung, Vollzug) gemäß § 24 Abs. 3a S. 1 Nr. 1 und S. 5 KWG. Dies gilt auch für das 
Ausscheiden (§ 24 Abs. 3a S. 1 Nr. 2 und S. 5 KWG). 

 
- GL-Vertreter (Bestellung und Ausscheiden), die im Fall der Verhinderung eines GL dessen 

Funktion ausüben sollen, § 5f AnzV. Hierunter fallen aktuell die sparkassenrechtlichen 
Verhinderungsvertreter. 

- Die Absicht der Bestellung nebenamtlicher GL.4 

- Die Bestellung von VAOM, s. § 24 Abs. 1 Nr. 15  und Abs. 3a S. 1 Nr. 4 und S. 5 KWG 
sowie von Mitgliedern eines dem VAO gleichgestellten Beirats5. Ausgenommen sind 
Verlängerungen bestehender VAO-Mandate durch Wiederwahl. Das Ausscheiden von 
VAOM ist weiterhin unverzüglich anzuzeigen, auch wenn es Folge einer gescheiterten 
Wiederwahl oder eines Nicht-Wiederantritts ist. (§ 24 Abs. 1 Nr. 15a bzw. Abs. 3a S. 1 
Nr. 5 KWG) 

- Des Weiteren werden auch stellvertretende VAOM zum Zeitpunkt ihrer Wahl angezeigt, 
unabhängig von ihrem tatsächlichen Einsatz. 

- Ersatzmitglieder für VAOM müssen sämtliche Voraussetzungen für die Ausübung des 
Mandats erst erfüllen, wenn es tatsächlich zum Nachrücken kommt. Die Anzeigepflicht 
besteht erst zu diesem Zeitpunkt. 

- Soweit im Zuge von Unternehmensumwandlungen die Neubestellung von 
Organmitgliedern erfolgt, ist eine Anzeige erforderlich. Wann eine Neubestellung 
erfolgt, richtet sich nach den umwandlungs- bzw. gesellschaftsrechtlichen Vorschriften.  

- Darüber hinaus hat ein Erlaubnisantrag gemäß § 32 KWG bzw. der Delegierten 
Verordnung (EU) 2022/2580 Angaben zu den zukünftigen GL und VAOM zu enthalten. 

 

3  Allerdings handelt es sich bei ihnen nicht um GL im Sinne von § 25c KWG. Insofern ist dieses Rundschreiben nur auf einzelvertretungsberechtigte 
Personen anwendbar, soweit es Fragestellungen der Anzeigepflicht nach § 24 KWG behandelt. 

4  Die BaFin verzichtet in langjähriger Verwaltungspraxis auf die Weiterleitung von Bestellungsanzeigen ehrenamtlicher Vorstandsmitglieder von 
Kreditgenossenschaften durch den jeweiligen Prüfungsverband. 

5  S. Begriffsbestimmung VAO. 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5f.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__32.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
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Einem Zulassungsantrag gemäß § 2f KWG sind Angaben zu den Personen, die die 
Geschäfte der (gem.) FHG tatsächlich führen (sollen), beizufügen. 

3. Zeitpunkt der Anzeigepflicht  

a. Bei Absicht der Bestellung von GLM 

 Bereits die Absicht der Bestellung eines GLM ist anzeigepflichtig, wenn eine ausreichend 
konkretisierte Absicht, ein GLM zu bestellen, besteht. Dies ist dann der Fall, wenn das 
zuständige Organ des Instituts die entsprechende Entscheidung getroffen hat, auch wenn 
dies unter dem Vorbehalt der Entscheidung anderer Gremien oder der Rückmeldung der 
BaFin steht. 

 Die Anzeige muss das Datum enthalten, zu dem das GLM bestellt werden soll. 

 Zu den Anzeigepflichten der GL siehe außerdem Abschnitt 1IV. Besondere Pflichten der GL. 

b. Bei Bestellung von VAOM 

 Das Institut erstattet die Anzeige unverzüglich nach Bestellung unter Angabe des Datums, zu 
dem das VAOM bestellt wurde. 

4. Erforderliche Unterlagen  

 Sofern LSI unter Aufsicht der BaFin nicht das MVP-Portal nutzen, reichen sie bei den 
verschiedenen Anzeigen folgende Formulare ein:6  

- GLM und Personen, die die Geschäfte einer (gemischten) Finanzholding-
Gesellschaft tatsächlich führen: PVGLSI (AnzV - Anlage 1) 

- VAOM: PVVALSI (AnzV - Anlage 2) 
- PVZLSI (s. Rn. 24ff, Rn. 50ff, Rn. 55ff, AnzV - Anlage 2a), 
- NTLSI (s. Rn. 65ff, AnzV - Anlage 6). 

 Das Institut fügt der Anzeige über die Bestellung bzw. die Absicht der Bestellung folgende 
Unterlagen/Erklärungen bei bzw. trägt folgende Angaben in die genannten Formulare ein:  

- Lebenslauf - s. Rn. 22ff, 
- ggf. Nachweise über Fortbildung - s. Rn. 94ff, 
- Angaben zur Zuverlässigkeit - s. Rn. 24ff, 
- „Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde“, „Europäisches Führungszeugnis 

zur Vorlage bei einer Behörde“ oder „entsprechende Unterlagen“ aus dem 
Ausland - s. Rn. 34ff, 

 

6 Bei per E-Mail übersandten Unterlagen empfiehlt sich eine Formulierung des Betreffs wie folgt:  

„BA (Fachaufsichtsreferats-Nr.)-(BAKNr. / Kreditgeber-Nummer der Bundesbank) (Name, Vorname) Bestellung (VAOM bzw. 
GL)“. 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__2f.html
https://portal.mvp.bafin.de/MvpPortalWeb/app/login.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/anlage_1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/anlage_2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/anlage_2a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/anlage_6.html
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- Auszug aus dem Gewerbezentralregister - s. Rn. 44ff, 
- Übersicht zu weiteren Mandaten als GLM und in VAO - s. Rn. 50ff, 
- Angaben zur zeitlichen Verfügbarkeit - s. Rn. 55ff. 

 Auf der Internetseite der BaFin sind Checklisten abrufbar, anhand welcher das anzeigende 
Institut die Vollständigkeit der beizufügenden Unterlagen für VAOM bzw. für GLM überprüfen 
kann. 

 Durch die Einreichung der der Anzeige beizufügenden Angaben und Erklärungen des 
Organmitglieds bestätigt das anzeigende Institut, dass die eingereichten Informationen nach 
seinem Kenntnisstand richtig sind. 

 War oder ist das neu bestellte Mitglied bereits Organmitglied eines anderen unter der 
Aufsicht der BaFin stehenden Unternehmens, legt das Institut alle im Zusammenhang mit der 
Anzeige einzureichenden Unterlagen/Erklärungen erneut vor. Die BaFin kann im Einzelfall 
darauf verzichten.  

 Zu den Anforderungen bei Interimsbestellung z.B. im Fall von Elternzeitvertretung s. Rn. 191. 

 Gemäß § 1 Abs. 4 AnzV nutzen SIs das IMAS-Portal für die auf der Internetseite der BaFin 
aufgelisteten Anzeigen. Im Übrigen bleibt es bei dem bisherigen Einreichungsweg. 

a. Lebenslauf 

 Die im Einzelnen zu berücksichtigenden Angaben und beizufügenden Unterlagen werden in 
§ 5a AnzV aufgeführt. 

 Wenn ein Organmitglied in den letzten zehn Jahren einen Wohnsitz außerhalb Deutschlands 
hatte, gibt es den jeweiligen Zeitraum und den jeweiligen Staat an. Weiterhin gibt es an, 
wenn der Wohnsitz und der Ort der beruflichen Tätigkeit nicht innerhalb desselben Staates 
lagen. Diese Informationen sind für die BaFin insofern relevant, als dies Auswirkungen auf die 
einzureichenden Registerauszüge (s. Rn. 34ff) hat. 

b. Angaben zur Zuverlässigkeit 

 Das Organmitglied eines LSI gibt in dem Formular PVZLSI (AnzV- Anlage 2a) eine Erklärung 
ab mit Auskünften über etwaige Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren, 
gewerberechtliche Entscheidungen sowie vermögensrechtliche Verfahren.  

 Das Organmitglied eines SI reicht die entsprechenden Erklärungen über das IMAS-Portal ein. 
Die nachfolgenden Erläuterungen gelten entsprechend. 

 In der Erklärung können Strafverfahren gemäß § 5b Abs. 1 S. 2 AnzV unberücksichtigt bleiben.  

 Die nach den §§ 153 und 153a Strafprozessordnung (StPO) eingestellten Strafverfahren sowie 
sonstige vorläufig eingestellte Strafverfahren werden dagegen angegeben, sofern nicht die 
kürzeste in § 46 BZRG genannte Frist abgelaufen ist. Eine Einstellung nach diesen Vorschriften 
beseitigt nicht die strafrechtliche Unschuldsvermutung; es können sich dessen ungeachtet 

https://www.bafin.de/ref/19610174
https://www.bafin.de/ref/19610258
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__1.html
https://www.bafin.de/ref/19645296
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/anlage_2a.html
https://www.bankingsupervision.europa.eu/banking/portal/imas/html/index.de.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5b.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stpo/__153.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stpo/__153a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bzrg/__46.html
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aber aus dem Sachverhalt Anhaltspunkte für eine Unzuverlässigkeit ergeben, insbesondere 
bei Verfahren im Zusammenhang mit strafbewehrten Verstößen gegen einschlägiges 
Aufsichtsrecht, Vermögens- oder Insolvenzstraftaten, Steuer-, Geldwäschedelikten sowie 
Terrorismusfinanzierung. 

 Vergleichbare Sachverhalte nach anderen Rechtsordnungen werden ebenfalls angegeben.  

 Soweit Verfahren angegeben werden, sind Kopien der Urteile, Beschlüsse, Sanktionen, 
Bescheide oder sonstige relevante Dokumente beizufügen. Die BaFin behält sich vor, ggf. 
weitere Auskünfte bei den zuständigen Stellen einzuholen. 

 Zur Beurteilung etwaiger Interessenkonflikte macht das Organmitglied eines LSI in dem 
Formular PVZLSI (AnzV- Anlage 2a) Angaben gemäß § 5b Abs. 2 Nr. 1 AnzV. Sofern keine 
Angaben in dem Formular erfolgen, gilt dies als Fehlanzeige.  

 Das Organmitglied eines LSI gibt gemäß § 5b Abs. 2 Nr. 2 AnzV in dem oben genannten 
Formular Geschäftsbeziehungen, aus denen sich eine gewisse wirtschaftliche Abhängigkeit 
von dem anzeigenden Unternehmen ergeben kann, an und beschreibt die Art und den 
Umfang der Geschäftsbeziehungen.  

 Das Organmitglied gibt ferner an:  

- Gerichtsverfahren zwischen dem Organmitglied eines LSI oder einem von ihm 
geleiteten Unternehmen und dem anzeigenden Unternehmen sowie dessen 
Mutter- oder Tochterunternehmen, 

- konkurrierende Interessen des Organmitgliedes eines LSI oder eines von ihm 
geleiteten Unternehmens oder eines/r nahen Angehörigen gegenüber dem 
anzeigenden Unternehmen sowie dessen Mutter- oder Tochterunternehmen. 

 Das Organmitglied eines SI gibt die entsprechenden Erklärungen im IMAS-Portal ab. 

c. „Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde“, „Europäisches Führungszeugnis 
zur Vorlage bei einer Behörde“ oder „entsprechende Unterlagen“ aus dem 
Ausland 

(1) Generelle Hinweise zu Behördenführungszeugnissen  

 Das Organmitglied muss, abhängig von Staatsangehörigkeit und Wohnsitz, ein 
„Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde“ (Belegart „O“) des Bundesamts für Justiz 
gemäß § 30 Abs. 5 BZRG („Behördenführungszeugnis“), ein „Europäisches Führungszeugnis 
zur Vorlage bei einer Behörde“ gemäß §§ 30 Abs. 5, 30b BZRG („Europäisches 
Behördenführungszeugnis“) oder entsprechende (Wohnsitz-) Führungszeugnisse oder 
Bescheinigungen über von Aufsichtsbehörden des Wohnsitzstaates vorgenommene 
Zuverlässigkeitsprüfungen nach Abstimmung mit dem jeweiligen Fachreferat der BaFin 
(„entsprechende Unterlagen“) im Original einreichen.  

https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/anlage_2a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5b.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5b.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/anlage_2a.html
https://www.bankingsupervision.europa.eu/banking/portal/imas/html/index.de.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bzrg/__30.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bzrg/__30.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bzrg/__30b.html
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Bundeszentralregister (BZR) 
Beim Bundesamt für Justiz (BfJ) wird das Bundeszentralregister geführt, 
die Einzelheiten dazu sind im Bundeszentralregistergesetz (BZRG) 
geregelt. In dem Register werden strafgerichtliche Verurteilungen, 
Entscheidungen von Verwaltungsbehörden und Gerichten, Vermerke 
über Schuldunfähigkeit und Feststellungen deutscher Gerichte und 
Behörden eingetragen. Die Eintragungen werden unter den im Gesetz 
geregelten Bedingungen wieder entfernt. Jede Person kann ein 
Führungszeugnis über sich beantragen, unter gewissen 
Voraussetzungen können auch Behörden Auskunft verlangen. 

 Personen, die in den letzten zehn Jahren Wohnsitze in verschiedenen Staaten hatten, müssen 
die Führungszeugnisse und entsprechende Unterlagen aus jedem dieser Staaten einreichen 
(vgl. § 5c Abs. 4 AnzV). Etwaige rechtliche Hindernisse für eine Beibringung legt die Person 
dem jeweiligen Fachreferat der BaFin substantiiert dar. 

 Für Staaten, in denen ein Führungszeugnis von einer öffentlichen Stelle ausgestellt wird, darf 
es nicht durch andere Unterlagen ersetzt werden. 

 Das „Behördenführungszeugnis“ ist nicht zu verwechseln mit dem „Erweiterten 
Führungszeugnis“ gemäß § 30a BZRG. 

 Der Antrag für ein „Behördenführungszeugnis“ und ein „Europäisches Behördenführungs-
zeugnis“7 muss durch das Organmitglied bei der örtlichen Meldebehörde (§ 30 Abs. 2 S. 1 
BZRG) oder elektronisch beim BfJ (§ 30c Abs. 1 S. 1 BZRG) gestellt werden. Deutsche 
Staatsangehörige mit Wohnsitz außerhalb der Bundesrepublik Deutschland können den 
Antrag unmittelbar beim BfJ als Registerbehörde stellen (§ 30 Abs. 3 S. 1 BZRG).  

 Damit die BaFin die eingehenden Führungszeugnisse dem Unternehmen zuordnen kann, 
werden als Verwendungszweck der Name des anzeigenden Unternehmens und die BAK-
Nummer angegeben.  

 Das Behördenführungszeugnis muss aktuell sein, d.h., es darf zum maßgeblichen Zeitpunkt 
(vgl. § 5c Abs. 2 AnzV) nicht älter als drei Monate sein. Soll ein bereits bei der BaFin 
vorliegendes Führungszeugnis herangezogen werden, darf es nicht älter als zwölf Monate 
sein. 

 Sowohl das „Behördenführungszeugnis“ als auch das „Europäische 
Behördenführungszeugnis“ werden vom BfJ direkt an die BaFin übersandt. Es ist nicht 
erforderlich, weitere Ausfertigungen für die Bundesbank bzw. bei verbandsangehörigen 
Kreditinstituten für den Prüfungsverband oder bei SIs für die EZB (vgl. § 24 Abs. 3c S. 2 KWG) 
anzufordern.  

 

7  Weitere Hinweise unter dem folgenden Link: www.bundesjustizamt.de. 

https://www.bing.com/ck/a?!&&p=ca67ec3005f1a4e3JmltdHM9MTY3MTU4MDgwMCZpZ3VpZD0zMTMzZjc3Ny0xZjQxLTY4MWUtMjg4OS1lNWY2MWVlYjY5ZDQmaW5zaWQ9NTE3OQ&ptn=3&hsh=3&fclid=3133f777-1f41-681e-2889-e5f61eeb69d4&psq=BZRG&u=a1aHR0cHM6Ly93d3cuZ2VzZXR6ZS1pbS1pbnRlcm5ldC5kZS9ienJnLw&ntb=1
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bzrg/__30a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bzrg/__30.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bzrg/__30.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bzrg/__30c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bzrg/__30.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
http://www.bundesjustizamt.de/
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(2) Spezielle Hinweise zu Behördenführungszeugnissen 

 Im Einzelnen werden folgende Führungszeugnisse und Unterlagen eingereicht: 

Organmitglied mit  Dokument 

deutscher 
Staatsangehörig-
keit und 

Wohnsitz in 
Deutschland 

ein vom BfJ ausgestelltes 
„Behördenführungszeugnis“ 

Wohnsitz in einem 
Mitgliedstaat der 
Europäischen 
Union oder in 
einem Drittstaat 

ein vom BfJ ausgestelltes 
„Behördenführungszeugnis“ und 
„entsprechende Unterlagen“ aus dem 
Wohnsitzstaat  

Staatsangehörig-
keit eines 
Mitgliedstaates 
der Europäischen 
Union und 

Wohnsitz in 
Deutschland 

ein vom BfJ ausgestelltes „Europäisches 
Behördenführungszeugnis“8 

Wohnsitz in einem 
Mitgliedstaat der 
Europäischen 
Union oder in 
einem Drittstaat 

„entsprechende Unterlagen“ aus dem 
Wohnsitzstaat  

Staatsangehörig-
keit eines 
Drittstaates und 

Wohnsitz in 
Deutschland 

ein vom BfJ ausgestelltes „Europäisches 
Behördenführungszeugnis“ 

Wohnsitz in einem 
Mitgliedstaat der 
Europäischen 
Union oder in 
einem Drittstaat 

„entsprechende Unterlagen“ aus dem 
Wohnsitzstaat 

 Sofern ein spezieller Sachverhalt hinsichtlich des Wohnsitzes (z.B. Wechsel des 
Wohnsitzstaates innerhalb der letzten zehn Jahre) oder der Staatsangehörigkeit (z.B. mehrere 
Staatsangehörigkeiten von EU-/EWR-Staaten, Drittstaaten) vorliegt, der nicht von den 
vorstehend aufgeführten Konstellationen erfasst wird, stimmt das Institut den Umfang der 
einzureichenden Unterlagen mit dem zuständigen Fachreferat der BaFin ab. 

 

8  Das BfJ hat auf seiner Internetseite Erläuterungen zum Europäischen Führungszeugnis veröffentlicht. 

https://www.bundesjustizamt.de/DE/Themen/ZentraleRegister/Fuehrungszeugnis/Fragen/Fragen_node.html?cms_docId=98510#_98510
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d. Auszug aus dem Gewerbezentralregister 

 Weiterhin reicht das Organmitglied einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister (GZR)9 
gemäß § 150 GewO im Original bei der BaFin ein. 

 Der Antrag für einen Auszug aus dem GZR muss durch das Organmitglied selbst bei der 
zuständigen örtlichen Behörde - i.d.R. Meldebehörde oder Gewerbeaufsichtsamt - 
(§§ 150 Abs. 2, 155 Abs. 2 GewO i.V.m. den jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften) oder 
elektronisch beim BfJ (§ 150e GewO) gestellt werden. Personen, die ihren Wohnsitz außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland haben, können den Antrag unmittelbar beim BfJ als 
Registerbehörde stellen (§ 150 Abs. 3 GewO). Es muss ein Registerauszug als natürliche 
Person beantragt werden. 

 Es gelten folgende Ausfüllhinweise für den amtlichen Vordruck „GZR 3“ der Zweiten 
allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Titels XI - Gewerbezentralregister - 
der Gewerbeordnung (2. GZRVwV - Ausfüllanleitung) vom 29.07.1985:  

- im Feld 01 Beleg-Art ist die Schlüsselzahl „1“ einzutragen, 
- im Feld 20 bleiben beide Kästchen leer. 

 Damit die BaFin separat eingehende Auszüge aus dem GZR dem Unternehmen zuordnen 
kann, werden als Verwendungszweck der Name des anzeigenden Unternehmens und die 
BAK-Nummer angegeben. 

 Der Auszug muss aktuell sein, d.h., er darf zum maßgeblichen Zeitpunkt (vgl. § 5d 
Abs. 2 AnzV) nicht älter als drei Monate sein. Soll ein bereits bei der BaFin vorliegender 
Auszug aus dem GZR herangezogen werden, darf das Dokument nicht älter als zwölf 
Monate sein. 

 Das BfJ versendet den Auszug aus dem GZR aufgrund der gesetzlichen Regelungen in der 
GewO nicht unmittelbar an die BaFin, sondern an den Antragsteller. Es ist nicht erforderlich, 
weitere Ausfertigungen für die Bundesbank bzw. bei verbandsangehörigen Kreditinstituten 
für den Prüfungsverband anzufordern. 

Bei Personen, die bisher keinen Wohnsitz in Deutschland innehatten oder keine berufliche 
Tätigkeit in Deutschland ausgeübt haben, verzichtet die BaFin grundsätzlich auf die 
Einreichung des deutschen GZR-Auszugs (vgl. § 5d Abs. 1 S. 2 AnzV) und auf die Beibringung 
von vergleichbaren ausländischen Dokumenten. Die BaFin behält sich vor, im Einzelfall 
weitere Unterlagen anzufordern. 

e. Übersicht zu weiteren Mandaten als GL und in VAO  

 Zur Beurteilung der Einhaltung der aufsichtlichen Mandatsbegrenzungen für Organmitglieder 
und der ausreichenden zeitlichen Verfügbarkeit geben die betreffenden Personen weitere 
Mandate an oder vermelden eine Fehlanzeige. Die Angaben macht das Organmitglied eines 

 

9  §§ 149 ff. GewO. 

https://www.gesetze-im-internet.de/gewo/__150.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gewo/__150.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gewo/__155.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gewo/__150e.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gewo/__150.html
https://www.bing.com/ck/a?!&&p=7eb835cc19f6d0f6JmltdHM9MTY3MTU4MDgwMCZpZ3VpZD0zMTMzZjc3Ny0xZjQxLTY4MWUtMjg4OS1lNWY2MWVlYjY5ZDQmaW5zaWQ9NTE3Mw&ptn=3&hsh=3&fclid=3133f777-1f41-681e-2889-e5f61eeb69d4&psq=2.+GZRVwV+-+Ausf%c3%bcllanleitung+gesetze+im+Internet&u=a1aHR0cHM6Ly93d3cudmVyd2FsdHVuZ3N2b3JzY2hyaWZ0ZW4taW0taW50ZXJuZXQuZGUvYnN2d3ZidW5kXzE5MDMxOTc2X0lJQjMxNTE3NS5odG0&ntb=1
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5d.html
https://www.bundesjustizamt.de/DE/Themen/ZentraleRegister/Gewerbezentralregister/Auskunft/Auskunft_node.html
https://www.bing.com/ck/a?!&&p=55c69b789b7d9fc7JmltdHM9MTY3MzIyMjQwMCZpZ3VpZD0yMzI3ODZkZi0zMjU0LTZiYzQtMWYxZi05NDRiMzNkZjZhY2YmaW5zaWQ9NTE5Mw&ptn=3&hsh=3&fclid=232786df-3254-6bc4-1f1f-944b33df6acf&psq=GewO&u=a1aHR0cHM6Ly93d3cuZ2VzZXR6ZS1pbS1pbnRlcm5ldC5kZS9nZXdvLw&ntb=1
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5d.html
https://www.bing.com/ck/a?!&&p=f128b65caca9e2aaJmltdHM9MTY3MTU4MDgwMCZpZ3VpZD0zMTMzZjc3Ny0xZjQxLTY4MWUtMjg4OS1lNWY2MWVlYjY5ZDQmaW5zaWQ9NTE5OQ&ptn=3&hsh=3&fclid=3133f777-1f41-681e-2889-e5f61eeb69d4&psq=GewO&u=a1aHR0cHM6Ly93d3cuZ2VzZXR6ZS1pbS1pbnRlcm5ldC5kZS9nZXdvLw&ntb=1
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LSI – soweit bereits möglich – vorrangig über das MVP-Portal, andernfalls in dem Formular 
PVZLSI (AnzV- Anlage 2a). Das VAOM eines SI reicht die entsprechenden Erklärungen über 
das IMAS-Portal ein. Die nachfolgenden Erläuterungen gelten für SI entsprechend. 

 Gemäß § 5b Abs. 2 AnzV werden alle Tätigkeiten als GL und alle Mandate in VAO sämtlicher 
Unternehmen angegeben, unabhängig davon, ob diese von der BaFin beaufsichtigt werden 
und unabhängig davon, ob einzelne Mandate bei der Anzahl der höchstens zulässigen 
Mandate berücksichtigt werden oder nicht. Der Unternehmensbegriff ist dabei nicht auf 
bestimmte Rechtsformen beschränkt und schließt grundsätzlich auch nicht überwiegend 
gewerbliche Ziele verfolgende Unternehmen und Organisationen ein. Bei der Anzahl der 
höchstens zulässigen Mandate ist zwischen CRR-Kreditinstituten, die bedeutend im Sinne 
des § 1 Abs. 3c KWG sind, und allen anderen Instituten zu unterscheiden (siehe die 
Ausführungen zu den Mandatsbegrenzungen unter Rn. 130ff und 161ff), davon unabhängig 
müssen alle Organmitglieder der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ausreichend Zeit widmen.  

 Soweit mehrere Mandate, die ein Organmitglied innehat, als Eines gelten, belegt es dies 
durch entsprechende Ausführungen oder Unterlagen. 

 VAO-Mandate eines/r kommunalen Hauptverwaltungsbeamten/-in in einem kommunalen 
Unternehmen oder einem kommunalen Zweckverband, zu deren Wahrnehmung er oder sie 
kraft kommunaler Satzung verpflichtet ist, werden durch die entsprechende kommunale 
Satzung belegt.  

 Bei Mandaten als Vertretung des Bundes oder der Länder wird die entsprechende gesetzliche 
Grundlage benannt bzw. die entsprechende Satzung beigefügt.  

f. Angaben zur zeitlichen Verfügbarkeit  

 In der Anzeige werden alle Tatsachen angegeben, die zur Beurteilung der ausreichenden 
zeitlichen Verfügbarkeit für die Wahrnehmung der Aufgaben wesentlich sind. Daher nimmt 
die Person eine Gesamtschau auf alle Tätigkeiten und Mandate, die sie bereits wahrnimmt, 
vor und schätzt ab, welchen zeitlichen Aufwand das neue Mandat verursachen wird.10 Die 
Angaben erfolgen durch das Organmitglied eines LSI – soweit bereits möglich – vorrangig 
über das MVP-Portal, andernfalls in dem Formular PVZLSI (AnzV- Anlage 2a). Das 
Organmitglied eines SI reicht die entsprechenden Erklärungen über das IMAS Portal ein. Die 
nachfolgenden Erläuterungen gelten für SI entsprechend.  

 Es werden neben den Organmitgliedschaften alle beruflichen haupt- und nebenamtlichen 
Tätigkeiten des Mitglieds angegeben. 

 Veranschlagt werden nicht nur die reinen Arbeits-/Sitzungszeiten, sondern auch alle 
sonstigen mit der Tätigkeit verbundenen Zeitaufwände, wie z.B. Zeiten für die Vor- und 
Nachbereitung von Sitzungen, die Mitarbeit in Ausschüssen und ggf. Reisezeiten sowie Fort- 

 

10  Das Mitglied schätzt den zeitlichen Aufwand aller Tätigkeiten und Mandate, die es wahrnimmt, einschließlich des angezeigten Mandates, und gibt 
ihn gegenüber der BaFin bezogen auf das jeweilige einzelne Mandat oder die jeweilige Tätigkeit gemäß den Vorgaben in den entsprechenden 
Formularen an. Bei Mandaten in VAO ist zudem die Zahl der Sitzungen pro Jahr anzugeben. 

https://portal.mvp.bafin.de/MvpPortalWeb/app/login.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/anlage_2a.html
https://www.bankingsupervision.europa.eu/banking/portal/imas/html/index.de.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5b.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1.html
https://portal.mvp.bafin.de/MvpPortalWeb/app/login.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/anlage_2a.html
https://imas.ecb.europa.eu/
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und Weiterbildungen. Dies umfasst auch besondere Situationen des Institutes, die den 
zeitlichen Aufwand plötzlich erhöhen können. 

 Geringfügige ehrenamtliche Tätigkeiten, die dem Privatleben zuzuordnen sind (z.B. 
ehrenamtliche Tätigkeit in einem lokalen Sportverein), müssen nicht berücksichtigt werden. 

5. Vollzugsanzeige GLM 

 Sobald das GLM rechtswirksam bestellt worden ist, gibt das Institut eine Vollzugsanzeige ab. 
Falls sich seit der Abgabe der Absichtsanzeige durch das Institut oder das Unternehmen 
Tatsachen ergeben haben, die sich auf die fachliche Eignung, Zuverlässigkeit und zeitliche 
Verfügbarkeit der angezeigten Person erheblich auswirken, werden diese ebenfalls 
angegeben. 

 Wenn zwischen der Anzeige der Absicht und der Vollzugsanzeige ein Zeitraum liegt, der 
länger als zwölf Monate ist, reichen das Institut und die Person die Unterlagen, die der 
Absichtsanzeige beizufügen waren, in aktualisierter Form erneut ein. Dies gilt auch für die 
Registerauszüge. Die BaFin kann im Einzelfall darauf verzichten.  

 Wenn ein Institut seine Bestellungsabsicht ändert oder aufgibt, zeigt es dies ebenfalls 
unverzüglich an. Soweit die Änderung den Zeitpunkt des Vollzugs der Bestellung betrifft, gibt 
es den neuen Zeitpunkt an.  

6. Anzeigepflicht bei Ausscheiden 

 Das Institut zeigt das Ausscheiden eines Organmitglieds gemäß:  

- § 24 Abs. 1 Nr. 2 KWG, § 5e AnzV, 
- § 24 Abs. 1 Nr. 15a KWG, § 5e AnzV, 
- § 24 Abs. 3a S. 1 Nr. 2, S. 5 KWG, § 5e, § 16 Abs. 2 AnzV,  
- § 24 Abs. 3a S. 1 Nr. 5, S. 5 KWG, § 5e, § 16 Abs. 2 AnzV  

unverzüglich an. 

 Als Ausscheiden eines VAOM gilt auch, wenn ein Mitglied nach Ablauf der regulären Amtszeit 
nicht zur Wiederwahl antritt oder nicht wiedergewählt wird.  

 In der Anzeige werden nach § 5e AnzV jeweils die Gründe für das Ausscheiden angegeben. 
Die BaFin bittet zudem darum, eine aktualisierte Übersicht über die Zusammensetzung des 
Organs zu übermitteln. 

7. Persönliche Anzeigepflichten – weitere Tätigkeiten eines Organmitglieds 

 Die Anzeigen über Aufnahme und Beendigung von Tätigkeiten bei anderen Unternehmen 
gemäß § 24 Abs. 2a und 3 S. 1 Nr. 1 KWG, § 10a AnzV sind erforderlich, damit die 
Aufsichtsbehörde laufend die Einhaltung der aufsichtlichen Mandatsbegrenzungen sowie das 
Erfordernis der ausreichenden zeitlichen Verfügbarkeit beurteilen kann. Die Anzeigepflicht 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5e.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5e.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5e.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__16.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5e.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__16.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5e.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__10a.html
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besteht unabhängig davon, ob einzelne Mandate bei der Anzahl der höchstens zulässigen 
Mandate berücksichtigt werden oder nicht. Rn. 51-54 gelten entsprechend. Auf Grund der 
Regelung des § 24 Abs. 3c KWG erfolgt bei SIs die Anzeige an die Deutsche Bundesbank, die 
BaFin und die EZB. Andere Tätigkeiten, die keine Organmitgliedschaften sind, werden ggf. 
unter dem Gesichtspunkt „neuer Tatsachen“ angezeigt. 

8. Anzeige neuer Tatsachen 

 Neue Tatsachen, die sich auf die ursprüngliche Beurteilung der Zuverlässigkeit, der fachlichen 
Eignung bzw. Sachkunde und der ausreichenden zeitlichen Verfügbarkeit erheblich auswirken, 
werden ebenfalls unverzüglich nach Kenntniserlangung angezeigt (vgl. § 24 Abs. 1 Nr. 1, 15 
bzw. Abs. 3a Nr. 4 KWG11). Als solche gelten insbesondere:  

- die Einleitung strafrechtlicher oder einschlägiger ordnungsbehördlicher 
Ermittlungsverfahren,  

- die Übernahme eines Vorsitzes (Geschäftsleitung, VAO oder Ausschuss) bzw. einer 
Position als Mitglied in einem Ausschuss oder 

- die Verringerung der zeitlichen Verfügbarkeit. 

9. Bußgelder bei Verletzung der Anzeigepflichten  

 Die Verletzung der Anzeigepflichten ist eine Ordnungswidrigkeit, die gemäß § 56 Abs. 2 Nr. 1 
lit. f, j, Abs. 6 Nr. 4 KWG mit einer Geldbuße bis zu 100.000 Euro geahndet werden kann.  

  „Verletzung der Anzeigepflicht“ bedeutet, dass eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig gemäß Rn. 3 erstattet wird. Dies gilt auch für die Anzeige 
neuer Mandate und Nebentätigkeiten. 

II. Anforderungen an die Organmitglieder 

 Die Organmitglieder müssen die Anforderungen gemäß § 25c Abs. 1 KWG, § 25d Abs. 1 KWG 
bzw. § 2d Abs. 1 KWG erfüllen und sollen über die in Rn. 63 der EBA/GL/2021/06 
aufgeführten Kenntnisse verfügen. 

 Für stellvertretende VAOM und GL-Vertreter im Verhinderungsfall (§ 5f AnzV) gelten 
sämtliche Anforderungen entsprechend. Für Ersatzmitglieder von VAOM gilt Rn. 10. 

 Die vom Gesetz geforderten Kriterien müssen jederzeit und nicht nur zum Zeitpunkt der 
Bestellung erfüllt sein. Dies umfasst auch die Eignung der Organmitglieder in der Gesamtheit 
gemäß § 25c Abs. 1a, § 25d Abs. 2 KWG. Unbeschadet der aufsichtlichen Beurteilung verbleibt 
die primäre Verantwortung für die Erst- und Folgebewertungen der individuellen Eignung 
und der Eignung in der Gesamtheit bei den Instituten.  

 

11  Bei Unternehmen unter Aufsicht der EZB ist Artikel 94 Abs. 1 S. 1 der SSM-RVO zu beachten. 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__56.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__56.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__2d.html
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Guidelines/2021/EBA-GL-2021-06%20Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20sustainability/1022102/Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20suitability_DE.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5f.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:02014R0468-20140514#tocId142
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1. Theoretische und praktische Kenntnisse 

a. Fachliche Eignung der GL 

 Fachliche Eignung zur Leitung eines Institutes im Sinne des KWG bedeutet, dass ein GL in 
ausreichendem Maße theoretische und praktische Kenntnisse in den betreffenden Geschäften 
sowie Leitungserfahrung hat. Die Anforderungen an die fachliche Eignung eines GL bemessen 
sich an der Größe und Struktur des Instituts sowie der Art, Vielfalt und Komplexität der von 
dem Institut betriebenen Geschäfte und werden anhand des Einzelfalls beurteilt. Es gibt 
daher keine allgemeingültige fachliche Eignung von GL – die Beurteilung durch die BaFin 
erfolgt immer für das konkrete Institut. Für das Kryptoverwahrgeschäft gelten gesonderte 
Hinweise zu der fachlichen Eignung bei Unternehmen, die ausschließlich das 
Kryptoverwahrgeschäft erbringen. Ebenso werden die Ausführungen zur fachlichen Eignung 
von GL bei Unternehmen, die die Kryptowertpapierregisterführung erbringen, berücksichtigt. 

 Die theoretischen und praktischen Kenntnisse sowie die Leitungserfahrung eines GL müssen 
auf dem aktuellen Stand sein. Inwieweit im Ausland erworbene Kenntnisse herangezogen 
werden können, wird im Einzelfall geprüft. Grundsätzlich sollten GL, die keine entsprechenden 
Erfahrungen im nationalen/europäischen Aufsichtsrecht vorweisen können, relevante 
Fortbildungen nachweisen oder eine geeignete Tätigkeit von mindestens sechs Monaten in 
einem deutschen oder europäischen Institut ausüben. GL müssen über ausreichende 
Kenntnisse der deutschen oder der englischen Sprache verfügen, um u.a. eine direkte 
Kommunikation mit der Aufsicht zu gewährleisten.  

 Das Vorliegen der fachlichen Eignung ist regelmäßig anzunehmen, wenn eine dreijährige 
leitende Tätigkeit bei einem Institut von vergleichbarer Größe und Geschäftsart nachgewiesen 
wird, vgl. § 25c Abs. 1 S. 3 KWG. Es handelt sich um eine Vermutung mit folgenden 
Voraussetzungen: 

- „leitende Tätigkeit“: d.h. Tätigkeit als GL oder unmittelbar unterhalb der Ebene der 
Geschäftsleitung mit nicht unwesentlichen Entscheidungskompetenzen und 
Vertretungsmacht nach innen und außen. Auch die Einbindung in die 
Gesamtbanksteuerung ist notwendig. Bei Kreditinstituten sind insbesondere 
herausgehobene Kreditkompetenzen maßgeblich. Die Tätigkeit muss erfolgreich 
gewesen sein. 

- „bei einem Institut“  
- „von vergleichbarer Größe und Geschäftsart“: Die Größe eines Instituts bemisst 

sich grundsätzlich nach der Bilanzsumme, jedoch kann die BaFin auch weitere 
Kriterien, wie z.B. die Anzahl der Mitarbeiter, die Struktur des Kreditgeschäfts, das 
betreute Depotvolumen oder die Kundenzahl in die Beurteilung der 
vergleichbaren Größe einbeziehen. Eine vergleichbare Größe ist regelmäßig bis 
zum Dreifachen der Bilanzsumme anzunehmen. Grundsätzlich sind Institute, die 
geschäftlich ähnlich ausgerichtet sind und die gleichen Bankgeschäfte oder 
Finanzdienstleistungen betreiben, von vergleichbarer Geschäftsart.  

 Die Vermutung ist widerlegbar. Wo die Vermutung nicht greift, prüft die BaFin die fachliche 
Eignung einer Person als GL umfassend und, die Qualifikation muss nachgewiesen werden. 

https://www.bafin.de/ref/19610124
https://www.bafin.de/ref/19610120
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
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(1) Theoretische Kenntnisse 

 Ausreichende theoretische Kenntnisse können durch abgeschlossene Berufsausbildungen, 
Studiengänge und Lehrgänge insbesondere mit volkswirtschaftlichen, 
betriebswirtschaftlichen, steuerrechtlichen, allgemeinrechtlichen und bankwirtschaftlichen 
Inhalten, unter Berücksichtigung der mit der Position verbundenen Aufgaben, gegebenenfalls 
auch informationstechnischen Inhalten12, nachgewiesen werden. Dies können z.B. eine 
Berufsausbildung als Bankkaufmann/Bankkauffrau einschließlich weiterführender Lehrgänge 
der Akademien der Spitzenverbände oder ein Studium der Betriebs- oder Volkswirtschaft 
sein. Auch eine hinreichend breit angelegte Berufspraxis kann grundsätzlich die 
erforderlichen theoretischen Kenntnisse vermitteln. 

(2) Praktische Kenntnisse 

 Für den Nachweis der fachlichen Eignung muss der GL über praktische Erfahrungen in 
Bankgeschäften bzw. Finanzdienstleistungen bzw. Zahlungsdiensten/dem E-Geld-Geschäft 
verfügen. Insbesondere Berufserfahrung in den die Geschäftstätigkeit des Instituts prägenden 
Tätigkeiten (Kerngeschäftsfeldern), wie z.B. Kreditgeschäft, Handelsgeschäft oder 
Zahlungsverkehr, und dem Risikomanagement ist dabei in aller Regel unverzichtbar. Dabei 
muss es sich um herausgehobene, d.h. entsprechend hierarchisch hoch angesiedelte, mit 
entsprechenden Kompetenzen versehene Tätigkeiten handeln.  

 GL von Bausparkassen müssen über ausreichende Erfahrungen im Kredit- und 
Bauspargeschäft (insbesondere im Kollektivgeschäft) verfügen (s. § 2 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 Gesetz 
über Bausparkassen). Eine ausreichende Erfahrung wird mindestens über einen Zeitraum von 
zwölf Monaten erworben. 

 GL von Pfandbriefbanken beachten § 2 Abs. 1 S. 5 Pfandbriefgesetz. 

(3) Leitungserfahrung 

 Über ausreichende Leitungserfahrung verfügt ein GLM, wenn es in seinem bisherigen 
Berufsleben Unternehmen geleitet hat oder ihm die Leitung von Organisationseinheiten, in 
denen ihm Mitarbeiter unterstellt waren, übertragen wurde und es Eigenverantwortung mit 
Entscheidungskompetenz ausgeübt hat. Das GLM muss mit den Pflichten, die ein 
Unternehmen zu erfüllen hat, gut vertraut sein. Bei den Unternehmen muss es sich nicht 
zwingend um Institute handeln. Die BaFin beurteilt anhand der Größe der Unternehmen, der 
Anzahl der unterstellten Mitarbeiter und der eingeräumten und auch ausgeübten 
Kompetenzen, inwieweit die erworbene Leitungserfahrung als ausreichend für die Leitung des 
anzeigenden Instituts anzusehen ist.  

 

12  S BaFinJournal 12/2017: „IT-Kompetenz in der Geschäftsleitung“, S. 15 sowie BaFinJournal 06/2021: „Bankvorstände mit besonderen 
Qualifikationen“, S. 42. 

https://www.gesetze-im-internet.de/bausparkg/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bausparkg/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/pfandbg/__2.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/BaFinJournal/2017/bj_1712.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/BaFinJournal/2021/bj_2106.pdf?__blob=publicationFile&v=9
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(4) Fachliche Eignung in der Gesamtheit 

 Neben der individuellen fachlichen Eignung der GL stellen die Institute sicher, dass die 
Geschäftsleitung auch in der Gesamtheit alle notwendigen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Erfahrungen mitbringt (vgl. § 25c Abs. 1a KWG), um ihrer Gesamtverantwortung für die 
ordnungsgemäße Geschäftsorganisation und den damit einhergehenden Anforderungen 
(§ 25c Abs. 3, 4a und 4b KWG) jederzeit gerecht zu werden (vgl. hierzu auch § 25d Abs. 11 S. 2 
Nr. 1, 3 und 4 KWG, insbesondere zu der vorgesehenen Berücksichtigung der 
„Ausgewogenheit und Unterschiedlichkeit der Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen aller 
Mitglieder des betreffenden Organs“)13. 

 Dabei sollen die GL in ihrer Gesamtheit über ein ausgewogenes Maß an denjenigen 
Kenntnissen, Fähigkeiten und Erfahrungen verfügen, die dem Geschäftsmodell, dem 
Risikoappetit, der Strategie und den Märkten, auf denen das Institut tätig ist, entsprechen.  

 Entscheidend ist, dass die Geschäftsleitung in ihrer Gesamtheit stets vollumfänglich in der 
Lage ist, das Institut im Hinblick auf seine Hauptrisiken zu steuern. Spezialistinnen und 
Spezialisten tragen zur kollektiven Eignung ihr besonderes Know-how bei. Dazu kann 
beispielsweise ein auf das spezielle Geschäftsmodell zugeschnittener IT-Fachhintergrund 
zählen. Besondere Expertise in einer für das Institut wichtigen Fachrichtung kann aber kein 
GLM davon entbinden, über banktechnisches Basiswissen zu verfügen, wozu je nach 
Geschäftsmodell auch Kreditkenntnisse gehören.  

(5) Einführung in das Amt und Weiterbildung 

 Das KWG verpflichtet die Institute, personelle und finanzielle Ressourcen bereitzustellen, um 
den GLM die Einführung in ihr Amt zu erleichtern und die Fortbildung zu ermöglichen, die zur 
Aufrechterhaltung ihrer fachlichen Eignung erforderlich ist (s. § 25c Abs. 4 KWG). Die 
Einführung in das Amt soll zeitnah stattfinden und das Verständnis der Struktur, des 
Geschäftsmodells, des Risikoprofils und der Governance-Regelungen des Instituts sowie der 
Rolle des einzelnen GLM darin unterstützen und das Bewusstsein für die Vorteile der 
Diversität fördern. Jedoch kann ein einzelnes GLM daraus keinen unmittelbaren Anspruch auf 
Bewilligung einer einzelnen Fortbildung ableiten. Die BaFin geht davon aus, dass das Institut 
den Bedarf an Weiterbildung ermittelt, der sowohl durch Schulungen des Gesamtgremiums 
als auch für einzelne Mitglieder gedeckt werden kann. 

b. Sachkunde der VAOM  

 Die einzelnen VAOM sowie das VAO in seiner Gesamtheit müssen die Anforderungen nach 
§ 25d Abs. 1 S. 1 KWG und § 25d Abs. 2 S. 1 KWG erfüllen.  

 

13  S. dazu auch: § 7b Abs. 1 S. 4, 5 KWG i.V.m. Art. 16 der EBA-VO (VO(EU) Nr. 1093/2010) 
EBA/GL/2021/06 Titel II Abschnitt 2, Titel III Abschnitt 7 und Titel VII Abschnitte 17, 19, 20. 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__7b.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32010R1093&from=DE#d1e1408-12-1
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Guidelines/2021/EBA-GL-2021-06%20Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20sustainability/1022102/Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20suitability_DE.pdf
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(1) Anforderungen an die individuelle Sachkunde 

 Sachkunde im Sinne des KWG bedeutet, dass ein VAOM fachlich in der Lage ist, die 
Geschäftsleitung des Instituts angemessen zu kontrollieren (siehe Abschnitt Pflichten von 
VAO), zu überwachen und die Entwicklung des Instituts aktiv zu begleiten. Dazu muss das 
VAOM die vom Institut getätigten Geschäfte verstehen und deren Risiken beurteilen können. 
Das VAOM muss mit den für das Institut wesentlichen gesetzlichen Regelungen vertraut sein. 
Ein VAOM muss grundsätzlich nicht über vertiefte Kenntnisse in allen Geschäftsbereichen des 
Instituts verfügen, jedoch muss es in der Lage sein, ggf. seinen Informations-, 
Unterstützungs- sowie Fortbildungsbedarf zu erkennen.  

 Die Anforderungen an die Sachkunde der VAOM bemessen sich gemäß § 25d Abs. 1 
S. 2 KWG nach dem Umfang und der Komplexität der betriebenen Geschäfte und werden 
anhand des Einzelfalls beurteilt. 

 VAOM können sich die erforderliche Sachkunde bereits durch (Vor-)Tätigkeiten in derselben 
Branche angeeignet haben, zum Beispiel als Organmitglied eines vergleichbaren 
Unternehmens. 

 Eine (Vor-)Tätigkeit in anderen Branchen, im akademischen Bereich, in der öffentlichen 
Verwaltung oder aufgrund von politischen Mandaten kann die erforderliche Sachkunde 
begründen, wenn sie über einen längeren Zeitraum maßgeblich auf wirtschaftliche und 
rechtliche Fragestellungen ausgerichtet und nicht völlig nachgeordneter Natur war oder ist. 

 Bei Kaufleuten im Sinne von §§ 1 ff. HGB und buchführungspflichtigen Land- und Forstwirten 
sowie anderen Unternehmern im Sinne von § 141 AO wird regelmäßig eine allgemeine 
wirtschaftliche Expertise angenommen. Abhängig von der Größe und dem Geschäftsmodell 
des Unternehmens sowie anderen relevanten Aspekten können diese Personen über die 
erforderliche Sachkunde verfügen. 

 Auf folgende Besonderheiten wird hingewiesen: 

(a) Vertreter in mitbestimmten VAO 

 Bei mitbestimmten VAO wird für Beschäftigte der jeweiligen Unternehmensgruppe, die 
unmittelbar in die wirtschaftlichen und rechtlichen Abläufe des Tagesgeschäfts des 
beaufsichtigten Unternehmens eingebunden sind oder waren, regelmäßig das Vorliegen der 
Sachkunde angenommen, sofern sie theoretische Bankkenntnisse nachweisen. Dies gilt auch 
für freigestellte Mitglieder des Betriebs- oder Personalrats, die VAO angehören sowie für die 
Arbeitnehmervertreter der Gewerkschaften, sofern sie aufgrund ihrer (Vor-)Tätigkeit mit 
diesen Abläufen vertraut sind. 

(b) „geborene“ Mitglieder 

 Bei Hauptverwaltungsbeamten oder -beamtinnen einer Gebietskörperschaft (z.B. 
hauptamtlicher Bürgermeister oder Landrätin) wird die Sachkunde regelmäßig angenommen, 
wenn sie vor oder seit ihrem Amtsantritt über einen längeren Zeitraum und in nicht 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/hgb/
https://www.gesetze-im-internet.de/ao_1977/__141.html
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unwesentlichem Umfang Tätigkeiten ausgeübt haben, die maßgeblich auf wirtschaftliche und 
rechtliche Fragestellungen ausgerichtet und nicht völlig nachgeordneter Natur waren; 
darüber hinaus müssen theoretische Bankkenntnisse nachgewiesen werden. Das Gleiche gilt 
für den/die Kämmerer/-in einer Gebietskörperschaft und Beschäftigte in vergleichbarer 
Funktion. 

(c) Fortbildung 

 Die für die Annahme der erforderlichen Sachkunde erforderlichen Kenntnisse können in der 
Regel auch durch Fortbildung erworben werden.  

 Ob eine Fortbildung die erforderlichen Kenntnisse vermittelt, kann nur im Einzelfall 
entschieden werden. Daher kann die BaFin Fortbildungsangebote nicht in dem Sinne 
zertifizieren, dass die Teilnahme an einer bestimmten Fortbildung in jedem Fall ausreichend 
ist.  

 Der Nachweis über die Teilnahme an einer vor der Bestellungsanzeige absolvierten 
Fortbildung, die für die Beurteilung des Vorliegens der erforderlichen Sachkunde maßgeblich 
ist, wird zusammen mit der Bestellungsanzeige eingereicht. 

 Soweit die Voraussetzungen für die Annahme der erforderlichen Sachkunde noch nicht bei 
Anzeige der Bestellung vollständig nachgewiesen werden können, sondern erst im Anschluss 
hieran durch Fortbildung erfüllt werden, steht dies der Tätigkeit in einem VAO nicht generell 
entgegen, sofern eine solche Fortbildung zeitnah nachgeholt wird. Die Fortbildung muss 
bezogen auf den jeweiligen Einzelfall und die anzuwendenden Kriterien die grundlegenden 
wirtschaftlichen und rechtlichen Abläufe des Tagesgeschäfts vergleichbarer Unternehmen, 
das Risikomanagement sowie die Funktion und die Verantwortung der VAOM auch in 
Abgrenzung zur Geschäftsleitung umfassen. Sie soll auf die Grundzüge der Bilanzierung nach 
den für das Institut geltenden Rechnungslegungsstandards sowie des Aufsichtsrechts 
eingehen. Die Fortbildung soll in der Regel innerhalb von sechs Monaten nach Bestellung 
erfolgen, um ein angemessenes Verhältnis zwischen Qualifikationszeit und Mandatsdauer 
sicherzustellen. In Einzelfällen können existentielle Anforderungen der hauptberuflichen 
Tätigkeit zum Beispiel bei Landwirten und anderen ebenso stark saisonabhängigen Berufen 
eine längere Frist bis zu maximal einem Jahr rechtfertigen. Soll von dieser Ausnahme 
Gebrauch gemacht werden, ist dies in der Anzeige unter Nennung von Gründen anzugeben. 
Die in der Regel sechsmonatige Kulanzfrist hat keinen Einfluss auf die gesellschaftsrechtliche 
Haftung, die ab der Bestellung greift. Die BaFin geht davon aus, dass die Institute die 
Durchführung geplanter Fortbildungen nachhalten. Sofern geplante Fortbildungen nicht oder 
nicht wie geplant durchgeführt werden, ist dies als neue Tatsache (Rn. 66) unverzüglich 
anzuzeigen. Das Recht, Nachweise über Fortbildung gemäß § 5 Abs. 3 AnzV anzufordern, ist 
davon unberührt. 

 Aus den der Bestellungsanzeige beigefügten Fortbildungsnachweisen müssen jeweils 
Veranstalter, Inhalte und Dauer hervorgehen. 
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(d) Einführung in das Amt und Weiterbildung 

 Wichtige Informationen soll das VAOM spätestens einen Monat nach Amtsantritt erhalten. 
Die Einführung in das Amt sollte binnen sechs Monaten abgeschlossen sein. Das VAOM soll 
die Struktur des Unternehmens, das Geschäftsmodell, das Risikoprofil und die Governance-
Regelungen des Instituts sowie die Rolle des einzelnen VAOM verstehen. Dazu zählt auch das 
Bewusstsein für die Vorteile der Diversität.  

 Damit VAOM ihre Entscheidungen stets auf der Basis eines aktuellen Informationsstands 
treffen können, sind sie gehalten, sich mit Änderungen im Umfeld des Instituts kontinuierlich 
vertraut zu machen. Dies betrifft z.B. neue Rechtsvorschriften oder Entwicklungen im Bereich 
Finanzprodukte sowohl im Institut als auch im Markt. 

 Das KWG verpflichtet die Institute, personelle und finanzielle Ressourcen für die Einführung in 
das Amt und die Fortbildung bereitzustellen, die zur Aufrechterhaltung der erforderlichen 
Sachkunde notwendig ist (vgl. § 25d Abs. 4 KWG). Jedoch kann ein einzelnes VAOM daraus 
keinen unmittelbaren Anspruch auf Bewilligung einer einzelnen Fortbildung ableiten. Das 
VAO ermittelt in seiner Gesamtheit den Bedarf an Weiterbildung, der sowohl durch 
Schulungen des Gesamtgremiums als auch für einzelne Mitglieder gedeckt werden kann. 

(2) Anforderungen an die Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen des VAO in 
seiner Gesamtheit 
u.a. Rechnungslegung/Abschlussprüfung 

 Neben dem Erfordernis der Sachkunde des einzelnen Mitglieds verlangt das KWG von dem 
VAO in seiner Gesamtheit die notwendigen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen, die zur 
Wahrnehmung der Kontrollfunktion sowie zur Beurteilung und Überwachung der 
Geschäftsleitung notwendig sind.  

 Damit muss das VAO in seiner Gesamtheit über die erforderlichen Fähigkeiten verfügen, um 
die Geschäftsleitung angemessenüberwachen zu können (§ 25d Abs. 2 S. 1 KWG).14 Dies 
schließt die in Rn. 70f der EBA/GL/2021/06 genannten Aspekte ein. 

 Bei Unternehmen von öffentlichem Interesse gemäß § 316a S. 2 HGB, d.h. 
kapitalmarktorientierten Kapitalgesellschaften im Sinne von § 264d HGB sowie CRR-
Kreditinstituten, muss außerdem § 100 Abs. 5 AktG berücksichtigt werden.  

2. Zuverlässigkeit  

 Organmitglieder müssen zuverlässig sein. Die Zuverlässigkeit wird unterstellt, wenn keine 
Tatsachen erkennbar sind, die die Unzuverlässigkeit begründen.  

 Unzuverlässigkeit ist anzunehmen, wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass das 
Organmitglied aufgrund persönlicher Umstände keine Gewähr dafür bietet, dass es seine 

 

14  S. dazu auch: § 7b Abs. 1 S. 4, 5 KWG i.V.m. Art. 16 der EBA-VO (VO(EU) Nr. 1093/2010 
EBA/GL/2021/06 Titel II Abschnitt 2, Titel III Abschnitt 7 und Titel VII. 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Guidelines/2021/EBA-GL-2021-06%20Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20sustainability/1022102/Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20suitability_DE.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/hgb/__316a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/hgb/__264d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aktg/__100.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__7.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32010R1093&from=DE#d1e1609-12-1
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Guidelines/2021/EBA-GL-2021-06%20Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20sustainability/1022102/Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20suitability_DE.pdf
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Tätigkeit sorgfältig und ordnungsgemäß ausüben wird. Berücksichtigt wird dabei das 
persönliche Verhalten sowie das Geschäftsgebaren des Organmitglieds hinsichtlich straf- 
oder ordnungswidrigkeitenrechtlicher, finanzieller, vermögensrechtlicher und 
aufsichtsrechtlicher Aspekte. Von besonderer Relevanz sind Rechtsverstöße, die im 
Zusammenhang stehen mit beruflichen Tätigkeiten, Tätigkeiten bei Instituten und 
Unternehmen, sowie Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, sowohl innerhalb der 
deutschen Rechtsordnung als auch der Rechtsordnungen anderer Staaten.  

 Die BaFin erwartet, dass die Unternehmen prüfen, ob Personen auf Sanktionslisten stehen 
oder Beziehungen zu sanktionierten Personen bzw. Unternehmen haben, vgl. § 1b KWG. Dies 
gilt sowohl im Rahmen der Neu- bzw. Anlassbewertung als auch bei der regelmäßigen 
Eignungsbewertung, Rn. 188 und 237.  

 Unzuverlässigkeit setzt kein Verschulden voraus. 

 Wenn entsprechende Umstände eintreten oder eingetreten sind, beurteilt die BaFin jeweils im 
Einzelfall, ob die Zuverlässigkeit des jeweiligen Organmitglieds in Bezug auf die Ausübung 
der Tätigkeit nicht oder nicht mehr vorhanden ist.  

 Kriterien für die Unzuverlässigkeit können z.B. sein: 

- Maßnahmen der BaFin oder anderer (Aufsichts-)Behörden, die gegen das 
Organmitglied oder ein Unternehmen, in dem das Organmitglied tätig war oder 
ist, gerichtet sind oder waren, 

- Straftaten, insbesondere im Vermögens-, Finanz- und Steuerbereich, sowie im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das Gesellschafts-, Gewerbe-, 
Wettbewerbs-, Insolvenz-, Kapitalmarkt- oder Verbraucherschutzrecht, 

- Geldwäschedelikte und Terrorismusfinanzierung, 
- Sonstige Straftaten und Verstöße, die im Hinblick auf die Leitungs- und 

Personalverantwortung oder Kontrollfunktion von Relevanz sind,  
- Verstöße gegen einschlägige Ordnungsvorschriften. 

Auch geringfügige Vorfälle bzw. Verstöße können sich kumulativ auf die Zuverlässigkeit 
auswirken. 

Weitere Aspekte15, die für eine Unzuverlässigkeit sprechen könnten und die daher von den 
Instituten beurteilt werden sollen, sind: 

- das Bestehen von Interessenkonflikten,  
- das Vorliegen von Tatsachen, aus denen sich eine fehlende 

Unvoreingenommenheit ergibt. 

 

15  S. dazu:§ 7b Abs. 1 S. 4, 5 KWG i.V.m. Art. 16 der EBA-VO (VO(EU) Nr. 1093/2010) 
EBA/GL/2021/06 Titel II Abschnitt 1, Titel III Abschnitte 9.1 und 9.2. 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1b.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__7b.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32010R1093&from=DE#d1e1609-12-1
https://www.bing.com/ck/a?!&&p=b5e7d4bbcde875dcJmltdHM9MTY3MTU4MDgwMCZpZ3VpZD0xMWE1YjljNy0yZWExLTY1NTUtMTdkYS1hYjQ2MmYwYjY0ZDYmaW5zaWQ9NTE4MQ&ptn=3&hsh=3&fclid=11a5b9c7-2ea1-6555-17da-ab462f0b64d6&psq=EBA%2fGL%2f2021%2f06&u=a1aHR0cHM6Ly93d3cuZWJhLmV1cm9wYS5ldS9zaXRlcy9kZWZhdWx0L2RvY3VtZW50cy9maWxlcy9kb2N1bWVudF9saWJyYXJ5L1B1YmxpY2F0aW9ucy9HdWlkZWxpbmVzLzIwMjEvRUJBLUdMLTIwMjEtMDYlMjBKb2ludCUyMEVCQSUyMGFuZCUyMEVTTUElMjBHTCUyMG9uJTIwdGhlJTIwYXNzZXNzbWVudCUyMG9mJTIwc3VzdGFpbmFiaWxpdHkvMTAyMjEwMi9Kb2ludCUyMEVCQSUyMGFuZCUyMEVTTUElMjBHTCUyMG9uJTIwdGhlJTIwYXNzZXNzbWVudCUyMG9mJTIwc3VpdGFiaWxpdHlfREUucGRm&ntb=1
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a. Interessenkonflikte 

 Das Institut betrachtet Interessenkonflikte im Rahmen einer Gesamtschau der Umstände des 
Einzelfalles. Ein Interessenkonflikt begründet nicht automatisch die Unzuverlässigkeit einer 
Person. Vielmehr geht es in erster Linie darum, einen solchen Konflikt 1. zu erkennen, ihn 2. 
zu benennen und 3. falls erforderlich, eine Lösung zu finden. Dies kann z.B. dadurch erfolgen, 
dass die Person an bestimmten Beratungen/Abstimmungen des Organs nicht teilnimmt.  

 Interessenkonflikte sind dann gegeben, wenn persönliche Umstände oder die eigene 
wirtschaftliche Tätigkeit geeignet sind, das Organmitglied in der Unabhängigkeit seiner 
Kontroll- und Überwachungsfunktion zu beeinträchtigen.  

 Ein Interessenkonflikt kann aus einem Wechsel von der Geschäftsleitung in das VAO 
resultieren oder in  

- einem Angehörigkeitsverhältnis,  
- einer Geschäftsbeziehung oder  
- einer wirtschaftlichen Abhängigkeit  

zu Personen in dem beaufsichtigten Unternehmen, in einem Mutter- oder 
Tochterunternehmen oder zu Personen, die eine bedeutende Beteiligung an dem 
beaufsichtigten Unternehmen halten, begründet sein. Das Institut beurteilt im Einzelfall, ob 
der Interessenkonflikt der Ausübung des Mandats entgegensteht. 

 Der Wechsel einer Person von der Geschäftsleitung in das VAO hat mit einem zeitlichen 
Abstand, der eine unabhängige Wahrnehmung der Kontroll- und Überwachungsfunktion 
sicherstellt, zu erfolgen. Interessenkonflikten wird in aller Regel nicht ausreichend Rechnung 
getragen, wenn ein ehemaliges GLM nach einer Karenzzeit von weniger als zwei Jahren die 
Rolle des/r Vorsitzenden des VAO übernimmt. 

 Eine wirtschaftliche Abhängigkeit ist zum Beispiel gegeben, wenn das Organmitglied, ein(e) 
nahe(r) Angehörige(r) oder ein von diesen geleitetes Unternehmen Kredite, andere 
Bankgeschäfte, Finanzdienstleistungen oder Versicherungsprodukte für das anzeigende 
Unternehmen vermittelt. Bei vertraglich gebundenen Vermittlern oder anderen Vermittlern, 
die in einem wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhältnis zum Institut stehen, sieht die BaFin 
stets eine Unvereinbarkeit mit einer gleichzeitigen Tätigkeit als Organmitglied. 

 Die BaFin sieht es im Grundsatz als unvereinbar an, wenn Mitarbeiter/-innen eines Instituts 
dessen VAO angehören, es sei denn, dies ist gesetzlich, z.B. durch Mitbestimmungsgesetze 
oder Sparkassengesetze, vorgeschrieben oder die betreffende Person ist Mitglied des 
Betriebs- oder Personalrats. 

 Ein Interessenkonflikt liegt auch vor, wenn das Organmitglied – oder das Unternehmen, für 
das es tätig oder an dem es beteiligt ist – ausfallgefährdeter Kreditnehmer des 
beaufsichtigten Unternehmens ist. 
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 Interessenkonflikte können ferner bei Rechtsstreitigkeiten mit dem beaufsichtigten 
Unternehmen oder dessen Mutter- oder Tochterunternehmen oder in Form von 
konkurrierenden Interessen bestehen.  

 Bei Personen, die in Zusammenhang mit ihrem politischen Amt ein Mandat in einem Institut 
haben, kann es dazu kommen, dass Interessen aus dem politischen Mandat mit 
institutsbezogenen Interessen in einem Spannungsverhältnis stehen. Diese Personen sind 
nicht davon befreit, diese Interessenkonflikte offenzulegen. Ebenso ist das Institut nicht 
davon befreit, dies der Aufsicht anzuzeigen und geeignete Abmilderungsmaßnahmen zu 
ergreifen. 

 Organmitglieder sollen mögliche Interessenkonflikte mindestens dem bzw. der Vorsitzenden 
des VAO frühzeitig offenlegen.  

 Jedes VAO kommuniziert, bespricht und dokumentiert in angemessener Weise, welche 
Interessenkonflikte bestehen, und entscheidet, auf welche Art und Weise mit ihnen 
umgegangen wird bzw. welche Maßnahmen zur Verhinderung, Lösung oder Abschwächung 
ergriffen werden. Dabei soll sich ein Organmitglied seiner Stimme bei solchen Sachverhalten 
enthalten, bei denen ein Interessenkonflikt vorliegt. Institute sollen BaFin und Bundesbank 
über einen identifizierten Interessenkonflikt unter Angabe der ergriffenen Maßnahmen zur 
Verhinderung, Lösung oder Abschwächung dieses Interessenkonfliktes informieren. 

 Im Rahmen ihrer Eignungsprüfung der Organmitglieder sollen die Institute gemäß ihren 
Richtlinien für den Umgang mit Interessenkonflikten prüfen, ob tatsächliche oder mögliche 
Interessenkonflikte bestehen und wie wesentlich diese sind.  

b. Unvoreingenommenheit 

 Eine fehlende Unvoreingenommenheit kann sich z.B. darin ausdrücken, dass sich ein 
Organmitglied nicht aktiv für seine Aufgaben einsetzt und nicht in der Lage ist, bei der 
Erfüllung seiner Funktion und seinen Verantwortlichkeiten eigene, vernünftige, objektive und 
unabhängige Entscheidungen und Urteile zu fällen.16 

Weitere zu berücksichtigende Umstände können unter anderem folgende Verhaltensmuster 
sein: 

- das Fehlen von Mut, Überzeugung und Stärke, vorgeschlagene Entscheidungen 
zu bewerten und kritisch zu hinterfragen, 

- die fehlende Fähigkeit von VAOM, der Geschäftsleitung kritische Fragen zu 
stellen, 

- die fehlende Fähigkeit, sich nicht dem Gruppendenken zu unterwerfen 
- die fehlende Fähigkeit, Aufgaben unabhängig und objektiv zu erfüllen. 

 

16  S. dazu: § 7b Abs. 1 S. 4, 5 KWG i.V.m. Art. 16 der EBA-VO (VO(EU) Nr. 1093/2010) 
EBA/GL/2021/06 Titel II. 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__7b.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32010R1093&from=DE#d1e1609-12-1
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 Die Institute sollen bei der Beurteilung der Unvoreingenommenheit das frühere und das 
aktuelle Verhalten, insbesondere im Institut, berücksichtigen. 

3. Zeitliche Verfügbarkeit  

 Organmitglieder müssen der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ausreichend Zeit widmen. Dies 
bedeutet zum einen, dass das Organmitglied unter Berücksichtigung seiner beruflichen und 
gesellschaftlichen Verpflichtungen nach allgemeiner Anschauung in der Lage sein muss, auch 
in Sondersituationen mit erhöhtem Zeitaufwand, ausreichend Zeit aufzubringen und zum 
anderen, die erforderliche Zeit auch tatsächlich aufzuwenden. Die zeitliche Verfügbarkeit für 
die Tätigkeit als GL darf 50% der Arbeitszeit in keinem Fall unterschreiten, wobei regelmäßig 
von einem höheren Zeiterfordernis auszugehen ist. Grundsätzlich liegt es in der 
Verantwortung jedes einzelnen Organmitglieds, nur dann ein Mandat anzunehmen, wenn es 
dem zeitlichen Aufwand dieses Mandats auch gerecht werden kann. Vor dem Hintergrund 
einer zunehmend digitalen Arbeitswelt (z.B. mobiles Arbeiten) muss technisch sichergestellt 
sein, dass das GL auch in Sondersituationen mit erhöhtem Zeitaufwand kurzfristig alle 
notwendigen Informationen sowie Kommunikationskanäle zur Verfügung hat, um für die 
Einhaltung der ordnungsgemäßen Geschäftsorganisation des Instituts gemäß § 25a 
Abs. 1 KWG sorgen zu können. 

 Zur Bestimmung der zeitlichen Verfügbarkeit gelten die Anforderungen in Kapitel 1I.4.f. 

 Das Erfordernis der ausreichenden zeitlichen Verfügbarkeit besteht unabhängig von den 
Mandatsbeschränkungen. Das bedeutet, dass ein Organmitglied aus zeitlichen Gründen 
daran gehindert sein kann, ein weiteres Mandat anzunehmen, auch wenn es die Anzahl der 
nach dem KWG höchstens zulässigen Mandate noch nicht erreicht hat. Auch im Rahmen der 
Mandatsbeschränkungen privilegierte oder nicht zu berücksichtigende Mandate müssen in 
die Bewertung der ausreichenden zeitlichen Verfügbarkeit mit einbezogen werden. 

 Die BaFin geht zunächst grundsätzlich davon aus, dass jedes VAOM die erforderliche Zeit für 
das Mandat tatsächlich aufbringt. Nach Auffassung der BaFin ist dies jedoch nicht der Fall, 
wenn ein VAOM z.B. überwiegend nicht an den Sitzungen des VAO teilnimmt oder sich nicht 
gewissenhaft auf die Sitzungen vorbereitet. 

 Das gesetzliche Erfordernis ausreichender zeitlicher Verfügbarkeit ist in aller Regel nicht 
erfüllt, wenn eine Person mehrere Kreditinstitute gleichzeitig leitet.  

4. Mandatsbegrenzungen  

 Organmitglieder müssen der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ausreichend Zeit widmen. Eine 
zu große Anzahl von Leitungs- und Aufsichtsmandaten würde verhindern, für das Mandat des 
beaufsichtigten Unternehmens die gebührende Zeit aufzubringen. Das KWG begrenzt die 
Anzahl der zulässigen Mandate. Um Interessenkonflikten vorzubeugen, schließt das Gesetz 
weiterhin bestimmte Konstellationen von Mandaten aus (§ 25c Abs. 2 S. 2, § 25d Abs. 3 KWG). 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html


Seite 27 

 

Rundschreiben zu den Mitgliedern der Geschäftsleitung sowie von Verwaltungs- und 
Aufsichtsorganen gemäß KWG 

 Wer VAOM ist, darf nicht gleichzeitig GL dieses Instituts sein17. Damit wird dem 
Interessenkonflikt, ein Institut zu leiten und gleichzeitig die eigene Leitung zu überwachen, 
von vornherein begegnet.  

 Die Mandatsbegrenzungen des KWG ersetzen nicht die Mandatsbegrenzungen, die sich aus 
anderen Gesetzen, z.B. dem AktG und dem VAG ergeben. Diese sind parallel zu beachten. Für 
Mandate in ausländischen Unternehmen, die unter ausländischer Finanzaufsicht stehen, 
gelten ggf. auch abweichende Mandatsbeschränkungen des jeweiligen einschlägigen 
Aufsichtsrechts. 

a. Ehemalige GL in VAO 

 Um eine übermäßige etwaige Einflussnahme ehemaliger GL auf das aktuelle Leitungsorgan zu 
vermeiden, dürfen jeweils nur zwei ehemalige GL einem VAO angehören (§ 25d Abs. 3 S. 1 
Nr. 2 KWG und § 25d Abs. 3a S. 1 Nr. 2). Jede weitere Bestellung eines ehemaligen GL in das 
VAO ist nach dem KWG unzulässig. Dabei ist es unerheblich, wie lange die Mitglieder schon 
aus der Geschäftsleitung ausgeschieden sind; andererseits verlangt das KWG keine Karenzzeit 
bei einem Wechsel aus der Geschäftsleitung in das VAO. 

b. Strenge Mandatsbegrenzung (§ 25c Abs. 2 und § 25d Abs. 3 KWG)  

 Für  

- GLM von bedeutenden Instituten und  
- VAOM von bedeutenden CRR-Kreditinstituten 

gilt die folgende strenge Mandatsbegrenzung. 

 Wenn eine (gem.) FHG als übergeordnetes Unternehmen bestimmt wurde und ihr ein 
CRR-Kreditinstitut nachgeordnet ist, gelten für die VAOM dieser Unternehmen die 
Ausführungen in diesem Abschnitt, § 25d Abs. 3 S. 2 KWG.  

 Wenn eine Person ein Mandat hält, das unter die strenge Mandatsbegrenzung fällt, so 
unterliegen alle ihre Mandate der strengen Mandatsbegrenzung, auch wenn einzelne 
Mandate – isoliert betrachtet – der einfachen Mandatsbegrenzung unterfielen. 

Nachfolgende Beispiele sollen dies verdeutlichen. Diejenigen Mandate, die eine strenge 
Mandatszählung auslösen, sind hervorgehoben. 

Mandate einer Person Geltendes Mandatsregime 

 

17  § 25c Abs. 2 S. 2 Nr. 1 KWG, § 25d Abs. 3 S. 1 Nr. 1 KWG und § 25d Abs. 3a S. 1 Nr. 1 KWG; 
Bei einer monistischen SE sind geschäftsführende Direktoren GL. Sie dürfen nicht zugleich Aufgaben in Zusammenhang mit der Überwachung 
der GL wahrnehmen.  

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
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VAOM - bedeutendes CRR-KI 
VAOM - nicht-CRR-KI 
VAOM - nicht bedeutendes CRR-KI 

Strenge Mandatsbegrenzung 

VAOM - nicht bedeutendes CRR-KI 
VAOM - nicht-CRR-KI 
VAOM - nicht bedeutendes CRR-KI 

Einfache Mandatsbegrenzung 

GL - bedeutendes CRR-KI 
VAOM - nicht-CRR-KI  
VAOM - nicht bedeutendes CRR-KI  

Strenge Mandatsbegrenzung 

GL - bedeutendes Institut 
VAOM - nicht-CRR-KI 
VAOM - nicht bedeutendes CRR-KI 

Strenge Mandatsbegrenzung 

GL - nicht bedeutendes Institut 
VAOM - nicht-CRR-KI 
VAOM - bedeutendes CRR-KI 

Strenge Mandatsbegrenzung 

 

 Sobald ein bislang nicht-bedeutendes Institut bedeutend wird, gelten für die Organmitglieder 
dieses Institutes die in diesem Abschnitt erläuterten Mandatsbegrenzungen. Die Regelungen 
des § 64r Abs. 13 und 14 KWG gelten entsprechend für „Altmandate“, die die Höchstzahl der 
zulässigen Mandate überschreiten, so genannter „Altmandatsschutz“, solange es sich bei dem 
Institut um ein LSI handelt und die Zahl der Mandate einer ordnungsgemäßen Wahrnehmung 
der Aufgaben in dem Institut nicht entgegensteht. 

(1) Weitere Leitungs- und Aufsichtsmandate 

 Wer ein Unternehmen leitet, ist durch diese Tätigkeit grundsätzlich von vornherein einer 
zeitlich starken Belastung ausgesetzt. Hierzu zählt auch eine Tätigkeit als GL bei einem 
Unternehmen, das nicht unter der Aufsicht der BaFin steht. Es ist unerheblich, ob diese 
Tätigkeit haupt- oder nebenamtlich ausgeführt wird. Daher dürfen GL – abgesehen von den 
nachfolgend ausgeführten Ausnahmen – zusätzlich nur maximal zwei Mandate in VAO 
innehaben.  

 Ein VAOM, das keinerlei Geschäftsleitungsmandate hat, darf - mit den nachfolgend 
ausgeführten Ausnahmen - maximal vier Mandate in VAO gleichzeitig innehaben, § 25d 
Abs. 3 S. 1 Nr. 4 KWG. Dabei werden Aufsichtsmandate in allen Unternehmen berücksichtigt, 
unabhängig davon, ob die Unternehmen unter der Aufsicht der BaFin stehen oder nicht. 

(a) Geltung mehrerer Mandate als ein Mandat 

 Durch die so genannte Privilegierung wird eine grundsätzlich unbeschränkte Anzahl von 
Mandaten unter den nachfolgenden Voraussetzungen als Eines gezählt. Das Organmitglied 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__64r.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
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muss jedoch jedem einzelnen Mandat noch ausreichend Zeit widmen, unabhängig davon, ob 
die Person die Anzahl der höchstens zulässigen Mandate bereits ausgeschöpft hat oder nicht. 
Siehe dazu § 25c Abs. 2 S. 3 Nr. 1 bis 3 KWG, § 25d Abs. 3 S. 3 Nr. 1 bis 3 KWG. 

 Auch Mandate als GL und als VAOM können im Rahmen eines Privilegierungstatbestandes 
zusammen als ein Mandat gezählt werden; sie zählen in diesem Fall als ein 
Geschäftsleitermandat.  

- Mehrere Mandate gelten als ein Mandat, wenn die Mandate bei Unternehmen 
wahrgenommen werden, die derselben Gruppe angehören (siehe im Anhang II: 
Beispiele zur Mandatszählung). 

Für die Bestimmung des Kreises der gruppenangehörigen Unternehmen ist die 
Gruppendefinition nach Art. 4 Abs. 1 Nr. 138 CRR maßgeblich.  

In der Praxis hat sich gezeigt, dass Verwaltungs- und Aufsichtsorganmitgliedern 
mit Leitungs- und/oder Aufsichtsmandaten in Unternehmen außerhalb der 
Finanzbranche oder Unternehmen innerhalb der Finanzbranche, die nicht unter 
die Gruppendefinition nach Art. 4 Abs. 1 Nr. 138 CRR fallen (z.B. Leasing- und 
Factoringinstitutsgruppen) die Wahrnehmung von Mandaten in Instituten 
erschwert ist, weil sie zwar den Mandatsbeschränkungen des KWG unterliegen, 
aber nicht die Privilegierungsmöglichkeiten des KWG für ihre Mandate in 
Anspruch nehmen können. Um hier einen gewissen Ausgleich zu schaffen, hält es 
die Bundesanstalt für diesen Personenkreis für vertretbar, die Privilegierung von 
Mandaten in Unternehmen, die demselben Konzern angehören, ohne dass der 
Konzern unter die Gruppendefinition der CRR fällt, zuzulassen. Die Zugehörigkeit 
zu einem Konzern richtet sich nach den jeweils anzuwendenden 
Rechnungslegungsvorschriften bzw. -standards (z.B. §§ 290ff. des 
Handelsgesetzbuchs, IFRS 10). Dies findet Anwendung auf Mandate von 
Verwaltungs- oder Aufsichtsorganmitgliedern mit Leitungs- und/oder 
Aufsichtsmandaten in Unternehmen außerhalb der Finanzbranche oder 
Unternehmen innerhalb der Finanzbranche, die nicht unter die 
Gruppendefinition nach Art. 4 Abs. 1 Nr. 138 CRR fallen.  

Die Privilegierung aller Mandate innerhalb einer Gruppe gilt auch dann, wenn 
eine Person weitere Mandate in Verwaltungs- oder Aufsichtsorganen annimmt 
oder gleichzeitig GL eines Instituts ist.  

- Mehrere Mandate gelten als ein Mandat, wenn die Mandate bei Unternehmen 
wahrgenommen werden, die demselben institutsbezogenen Sicherungssystem 
angehören. 

Mandate bei Unternehmen, die dem jeweiligen Verbund zuzuordnen sind, jedoch 
nicht Teil des institutsbezogenen Sicherungssystems sind, können nicht 
privilegiert werden. 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019R0876&from=EN#d1e766-1-1
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- Mehrere Mandate gelten als ein Mandat, wenn die Mandate bei Unternehmen 
wahrgenommen werden, an denen das Institut eine bedeutende Beteiligung hält 
(siehe Anhang II: Beispiele zur Mandatszählung, Beispiel 4). 

Es können nur Mandate bei Unternehmen privilegiert werden, an denen das 
Institut bedeutend beteiligt ist – nicht jedoch Mandate bei Unternehmen, die eine 
bedeutende Beteiligung an dem Institut halten. Es ist nicht erforderlich, dass die 
Unternehmen unter der Aufsicht der BaFin stehen. Das Mandat in dem Institut, 
das die bedeutende Beteiligung hält, wird separat von den Mandaten in den 
Beteiligungsunternehmen gezählt. 

Die Privilegierung aller Mandate in Unternehmen, an denen das Institut eine 
bedeutende Beteiligung innehat, besteht auch dann, wenn eine Person weitere 
Mandate annimmt und unabhängig davon, ob es sich um GL- oder VAO-Mandate 
handelt.  

- Die unterschiedlichen Fallgruppen der Mandatsprivilegierung werden jeweils 
getrennt angewandt. Eine Kumulierung verschiedener Mandatsprivilegierungen 
oder eine Privilegierung in mehreren Stufen ist nicht möglich. 
 

- Keine wechselseitige Anwendung der Mandatsprivilegierungen nach dem KWG 
und anderen Gesetzen (siehe Anhang II: Beispiele zur Mandatszählung, Beispiele 
5) 

Personen, die sowohl VAOM eines Instituts als auch eines Unternehmens sind, das 
den Vorschriften anderer Gesetze unterliegt, müssen sämtliche 
Mandatsbeschränkungen beachten. Die Privilegierung mehrerer Mandate nach 
dem KWG und nach anderen Gesetzen können nicht wechselseitig angewendet 
werden, da sie zu unterschiedlichen Ergebnissen führen können. 

(b) Mandate bei Organisationen und Unternehmen, die nicht überwiegend 
gewerbliche Ziele verfolgen  

 Zweck der Ausnahmen in § 25c Abs. 2 S. 6 und § 25d Abs. 3 S. 6 KWG ist die Privilegierung 
von Mandaten in nicht gewerblichen Unternehmen, insbesondere in gemeinnützigen 
Unternehmen, und von Mandaten bei Unternehmen der kommunalen Daseinsvorsorge. Vor 
dem Hintergrund des Grundgedankens der Mandatsbegrenzungen, dass die Kumulierung 
einer zu großen Anzahl von Leitungs- oder Aufsichtsmandaten ein Organmitglied daran 
hindern würde, der Wahrnehmung seiner Aufgaben die gebührende Zeit zu widmen, versteht 
die BaFin den Anwendungsbereich der Ausnahmebestimmung restriktiv. 

 Unter der Aufsicht der BaFin stehende Unternehmen kommen für die Ausnahmebestimmung 
nicht in Betracht.  

 Wichtige Anwendungsfälle der Ausnahmevorschriften sind zum einen anerkannte 
gemeinnützige Organisationen bzw. Unternehmen im Sinne der §§ 51 ff. Abgabenordnung 
(AO) sowie vergleichbare Wohltätigkeits- und sonstige Non-Profit-Organisationen nach 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/ao_1977/index.html
https://www.gesetze-im-internet.de/ao_1977/index.html
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anderen Rechtsordnungen und zum anderen Unternehmen im Bereich der kommunalen 
Daseinsvorsorge. Unter einem Unternehmen im Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge 
wird, unabhängig von der Rechtsform, ein Unternehmen verstanden, das 

- nicht ausschließlich oder überwiegend auf Gewinnerzielung ausgerichtet ist, 
- vorrangig und unmittelbar durch seine Leistung, nicht mittelbar durch Gewinne 

und Erträge, einem öffentlichen Zweck dient, und das 
- im Mehrheitsbesitz der es betreibenden oder daran unter Sicherstellung eines 

angemessenen Einflusses beteiligten Kommune steht. 

 Als nicht überwiegend gewerbliche Ziele verfolgende Unternehmen betrachtet die BaFin 
zudem die kreditwirtschaftlichen Spitzenverbände und deren regionale Verbände. 

 Ebenso handelt es sich nach der Verwaltungspraxis der BaFin bei der Mitgliedschaft in einem 
Börsenrat gemäß § 12 Börsengesetz um ein nicht zu berücksichtigendes Mandat, da die 
Börsen als teilrechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts – anders als der jeweilige 
Börsenträger - für die Zwecke dieser Vorschrift als nicht überwiegend gewerbliche Ziele 
verfolgend betrachtet werden können. 

 Mandate in ausschließlich der privaten Vermögensverwaltung der Person oder ihrer 
Familienmitglieder dienenden Unternehmen können unter Berücksichtigung der Umstände 
des jeweiligen Einzelfalles als Mandate in nicht überwiegend gewerbliche Ziele verfolgenden 
Unternehmen betrachtet werden. Von einem Fall ausschließlich privater 
Vermögensverwaltung in diesem Sinne ist nicht mehr auszugehen, wenn dabei täglicher 
Verwaltungsaufwand anfällt. 

 Außerhalb der genannten Anwendungsbereiche kann jeweils nur unter Berücksichtigung der 
besonderen Umstände des Einzelfalles und des Gesamtbildes der zu beurteilenden Tätigkeit 
bewertet werden, ob ein Unternehmen als überwiegend nicht gewerblich ausgerichtet 
angesehen werden kann. Das Fehlen einer Gewinnerzielungsabsicht ist dabei kein geeignetes 
alleiniges Abgrenzungskriterium, auch wenn umgekehrt jedenfalls bei Unternehmen mit 
ausschließlicher oder überwiegender Ausrichtung auf Gewinnerzielung die Privilegierungen 
grundsätzlich unanwendbar sind. Auch Steuerbefreiungen, insbesondere Körperschaft- oder 
Gewerbesteuerbefreiungen, sind als solche wegen der grundsätzlich unterschiedlichen 
Zwecke des Steuerrechts und des Bankaufsichtsrechts kein hinreichendes Kriterium für die 
Anwendbarkeit der Privilegierung.  

 Die Beurteilung durch die BaFin, dass ein Unternehmen nicht überwiegend gewerblich 
ausgerichtet ist, erfolgt ausschließlich für die Zwecke des KWG. Sie ist für andere 
Behörden, z.B. für die Entscheidung über die Steuerpflichtigkeit eines Unternehmens, nicht 
maßgeblich. 

(c) Mandate kommunaler Hauptverwaltungsbeamter/-beamtinnen 

 Die VAO-Mandate in einem kommunalen Unternehmen oder einem kommunalen 
Zweckverband, zu deren Wahrnehmung ein(e) kommunale(r) Hauptverwaltungsbeamter/-
in kraft kommunaler Satzung oder kraft gesetzlicher Regelung verpflichtet ist, sind von den 

https://www.gesetze-im-internet.de/b_rsg_2007/__12.html
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Mandatshöchstbeschränkungen laut § 25d Abs. 3 S. 10 KWG ausgenommen. Dies betrifft die 
Verwaltungsleitung einer Gemeinde, eines Kreises oder einer kreisfreien Stadt, der es trotz der 
Mandatsbeschränkungen des KWG ermöglicht werden soll, die ihnen durch kommunale 
Satzung oder Gesetz zugewiesenen Mandate in kommunalen Unternehmen, die sich im 
Mehrheitsbesitz einer oder mehrerer Gemeinden, Städte oder Landkreisen befinden, sowie 
den Mandaten in kommunalen Zweckverbänden in unbegrenzter Zahl wahrnehmen zu 
können.  

 Voraussetzung ist, dass die Satzung des kommunalen Unternehmens, des kommunalen 
Zweckverbandes oder das Gesetz das Mandat im VAO allein dem Hauptverwaltungsbeamten 
zuweist und dies gegenüber der BaFin belegt wird.  

 Sofern ein/e kommunale(r) Hauptverwaltungsbeamter/-in weitere Mandate in den VAO 
von Unternehmen, die weder kommunale Unternehmen noch kommunaler Zweckverband 
sind, oder in weiteren Instituten wahrnimmt, unterliegen diese Mandate, soweit sie nicht aus 
anderen Gründen nicht zu berücksichtigen sind, den Mandatsbeschränkungen des § 25d 
Abs. 3 S. 1 Nr. 4 KWG. Ebenso wird das Mandat im Verwaltungsrat der Sparkasse, in der 
der/die kommunale Hauptverwaltungsbeamte/-in seine/ihre Gebietskörperschaft vertritt, als 
solches bei den höchstens zulässigen Aufsichtsmandaten gezählt. 

 Dem Gesetzeswortlaut folgend, kann die Ausnahme nur auf die Mandate eines kommunalen 
Hauptverwaltungsbeamten angewendet werden. Soweit andere Personen, z.B. als Inhaber 
eines politischen Amtes, nach der Satzung eines Institutes geborene VAOM sind, kommt die 
Ausnahme nicht zum Tragen.  

(d) Mandate als Vertreter des Bundes oder der Länder  

 Die Mandate in VAO, bei denen das Mitglied die Bundesrepublik Deutschland oder eines der 
Bundesländer der Bundesrepublik Deutschland vertritt, sind von den Mandatshöchstgrenzen 
laut § 25d Abs. 3 S. 9 KWG ausgenommen.  

 Voraussetzung ist, dass das Mandat dem Mitglied bzw. der von ihm bekleideten politischen 
Funktion durch Gesetz oder Satzung zugewiesen ist und dies der BaFin gegenüber belegt 
wird. Die Ausnahme belegende Satzungsregelungen sind z.B.: 

Der Aufsichtsrat besteht aus:  
1. dem jeweils zuständigen Mitglied der Landesregierungen der Länder A und B,  
2. …, 3. …,  
4. fünf Mitgliedern vom Land A… 

Der Aufsichtsrat besteht aus  
1. Dem/der Bundesfinanzminister/-in,  
2. Dem/der Finanzminister/-in des Landes A,  
3. … 

 Sofern das Mitglied weitere Mandate in den VAO von Unternehmen oder Instituten 
wahrnimmt, in denen es weder den Bund noch die Länder vertritt, unterliegen diese Mandate 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
http://de.wikipedia.org/wiki/Gemeinde
http://de.wikipedia.org/wiki/Landkreis
http://de.wikipedia.org/wiki/Kreisfreie_Stadt
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
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den Mandatsbeschränkungen des § 25d Abs. 3 S. 1 Nr. 4 KWG, soweit sie nicht aus anderen 
Gründen nicht zu berücksichtigen sind. 

(2) Genehmigung eines zusätzlichen Mandates 

 Die Aufsichtsbehörde kann einem Organmitglied unter Berücksichtigung der Umstände im 
Einzelfall und der Art, des Umfangs und der Komplexität der Tätigkeiten des Instituts, der 
Institutsgruppe oder Finanzholding-Gruppe, der Finanzholding-Gesellschaft oder der 
gemischten Finanzholding-Gesellschaft gestatten, ein zusätzliches Mandat in einem VAO 
innezuhaben, wenn dies das Mitglied nicht daran hindert, der Wahrnehmung seiner 
Aufgaben in dem betreffenden Unternehmen ausreichend Zeit zu widmen (vgl. § 25c Abs. 2 
S. 7 KWG bzw. § 25d Abs. 3 S. 7 KWG). 

 Die Genehmigung setzt einen Antrag voraus, der von der Person selbst gestellt wird. Den 
Antrag reicht die Person formlos bei der Aufsichtsbehörde sowie bei der zuständigen 
Hauptverwaltung der Bundesbank ein. Das bedeutet, dass der Antrag an die EZB und die 
BaFin gerichtet wird, wenn es sich um ein Mandat in dem VAO eines SI handelt, und in allen 
anderen Fällen ist die BaFin Empfängerin. Der Antrag enthält eine detaillierte Darstellung, 
welchen zeitlichen Aufwand einschließlich der Anzahl der Sitzungen und weiterer Aufgaben, 
z.B. Ausschüsse, das zu genehmigende Mandat verursachen wird. Soweit es sich um ein 
Mandat in einem Unternehmen handelt, das nicht unter der Aufsicht der Aufsichtsbehörde 
steht, wird eine Beschreibung des Unternehmens hinsichtlich seines Geschäftszwecks, seiner 
Größe und Struktur zu ergänzt. Weiterhin legt die Person den zeitlichen Aufwand detailliert 
dar, den die Mandate verursachen, die sie bereits innehat. 

 Wenn es nach der Genehmigung eines Mandats durch die Aufsichtsbehörde nicht zu einer 
Bestellung in das VAO kommt, sind die EZB und die BaFin zu informieren.  

 Die Aufsichtsbehörde kann nur die Wahrnehmung eines einzigen zusätzlichen Mandates in 
einem VAO gestatten. Das zusätzliche Mandat darf erst nach Erteilung der Gestattung durch 
die Aufsichtsbehörde angenommen werden (vgl. § 25d Abs. 3 S. 8 KWG). 

c. Einfache Mandatsbegrenzungen  

 Die einfache Mandatsbegrenzung (§ 25d Abs. 3a KWG) kann nur angewendet werden, wenn 
keines der vorhandenen Mandate die strenge Mandatszählung (s. Abschnitt b) auslöst. Für 
GLM von Instituten, die nicht bedeutend i.S.v. § 1 Abs. 3c KWG sind, ist bei der Zahl der 
Leitungs- oder Aufsichtsmandate der Einzelfall und die Art, der Umfang und die Komplexität 
der Geschäfte des Instituts zu berücksichtigen.  

 Die in diesem Abschnitt erläuterten Mandatsbegrenzungen gelten ebenfalls für VAOM von 
FHG gemäß § 25d Abs. 3a KWG.  

 Sobald die Person VAOM oder GLM in einem bedeutenden Institut ist oder wird, werden für 
alle ihre Mandate (sowohl als GL als auch als VAOM) die in Abschnitt b erläuterten 
Mandatsbeschränkungen angewendet.  

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
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 Ein VAOM darf - mit den nachfolgend ausgeführten Ausnahmen - maximal fünf Mandate in 
VAO gleichzeitig innehaben. Dabei werden Aufsichtsmandate in allen Unternehmen 
berücksichtigt, die unter der Aufsicht der BaFin stehen (vgl. § 25d Abs. 3a S. 1 Nr. 3 KWG) 

 Durch die so genannte Privilegierung zählt eine grundsätzlich unbeschränkte Anzahl von 
Mandaten als Eines, wenn die Mandate bei Unternehmen wahrgenommen werden, die 
demselben institutsbezogenen Sicherungssystem angehören. Das bedeutet, dass ein VAOM 
in der Praxis mehr als die fünf zulässigen Mandate ausüben kann. Das Mitglied muss jedoch 
jedem einzelnen Mandat noch ausreichend Zeit widmen, unabhängig davon, ob die Person 
die Anzahl der höchstens zulässigen Mandate bereits ausgeschöpft hat oder nicht.  

d. Altmandatsschutz 

 Die strenge Mandatsbegrenzung kommt für Mandate als GLM und für Mandate in VAO, die 
das Organmitglied am 31. Dezember 2013 bereits innehatte, nicht zur Anwendung, sofern es 
sich nicht um ein bedeutendes Institut handelt. Mandate, die die Höchstzahl der zulässigen 
Mandate überschreiten und unter Altmandatsschutz stehen, dürfen durch Wiederwahl bzw. 
Wiederbestellung verlängert werden. Weitere Mandate dürfen jedoch nicht angenommen 
werden: Dies gilt auch für den Fall, dass das neue Mandat mit einem bereits vorhandenen, 
unter Altmandatsschutz stehenden Mandat als Eines gezählt werden könnte. 

5. Bußgelder  

 Die Verletzung der vorgenannten Pflichten zur zeitlichen Verfügbarkeit und 
Mandatsbegrenzung kann eine Ordnungswidrigkeit sein, die gemäß § 56 Abs. 4h Nr. 5 bzw. 6 
i.V.m. Abs. 6 Nr. 1 KWG bei GL mit einer Geldbuße bis zu fünf Millionen Euro geahndet 
werden.  

III. Allgemeine Pflichten der Organmitglieder - Richtlinien und Prozesse 

 Institute sollen über die folgenden Richtlinien verfügen: 

- Eignungsrichtlinien, 
- Diversitätsrichtlinien für Geschäftsleitung, Verwaltungs- und Aufsichtsorgan, sowie 

Mitarbeiter, 
- Einführungs- und Schulungsrichtlinien, 
- Richtlinien für den Umgang mit Interessenkonflikten für Geschäftsleitung, Verwaltungs- 

und Aufsichtsorgan, sowie für Beschäftigte.18 

 Die BaFin sieht dies als erfüllt an, sofern die Inhalte umgesetzt, angemessen dokumentiert 
und kommuniziert sind.  

 

18 S. dazu auch: 
§ 7b Abs. 1 S. 4, 5 KWG i.V.m. Art. 16 der EBA-VO (VO(EU) Nr. 1093/2010) 
EBA/GL/2021/06 Titel IV Abschnitt 11, Titel V, VI Abschnitte 13 und 14 
EBA/GL/2021/05 Titel IV Abschnitt 12. 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__56.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__56.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__7b.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32010R1093&from=DE#d1e1609-12-1
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Guidelines/2021/EBA-GL-2021-06%20Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20sustainability/1022102/Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20suitability_DE.pdf
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Guidelines/2021/EBA-GL-2021-05%20Guidelines%20on%20internal%20governance/translations/1021314/GL%20on%20internal%20governance%20under%20CRD_DE%20-%20updated.pdf?retry=1
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 Das Erfordernis bzw. der Detaillierungsgrad dieser Richtlinien hängt von der Größe, der 
internen Organisation sowie der Art, dem Umfang und der Komplexität der Geschäfte des 
jeweiligen Instituts ab (Anwendung des Grundsatzes der Proportionalität). Sofern ein Institut 
eine Musterrichtlinie, z.B. seines Verbandes, anwendet, muss es prüfen, ob und inwieweit 
Anpassungen an die konkreten Umstände erforderlich sind. Der Verzicht auf diese Richtlinien 
kommt nur bei sehr kleinen Instituten i.S.d. MaRisk in Betracht. 

1. Eignungsrichtlinien 

 Institute sollen Richtlinien und Prozesse zur Bewertung der individuellen Eignung und 
Eignung in der Gesamtheit (Eignungsrichtlinien) aufstellen und aufrechterhalten. Diese 
Richtlinien sollen an den gesamten betrieblichen Governance-Rahmen des Instituts, die 
Unternehmenskultur und die Risikobereitschaft angepasst sein. Die Eignungsrichtlinien sollen 
auch die Diversitätsrichtlinien beinhalten oder auf diese verweisen. In den Richtlinien zur 
Eignungsbewertungen sollen ebenfalls die Abläufe für die Auswahl und Ernennung von 
Inhabern von Schlüsselfunktionen geregelt sein. 

 Übergeordnete Unternehmen nach § 25c Abs. 4b S. 1 KWG sollen sicherstellen, dass eine 
gruppenweite Eignungsrichtlinie in allen Tochtergesellschaften im aufsichtlichen 
Konsolidierungskreis umgesetzt und eingehalten wird. 

 Bei der Entwicklung der Richtlinien können Beiträge von internen Ausschüssen und sonstigen 
internen Funktionen angefordert und berücksichtigt werden. Hier ist besonders an den 
Nominierungsausschuss, die Rechts- und Personalabteilung sowie interne Kontrollfunktionen 
zu denken. Insbesondere die Compliance-Funktion sollte analysieren, wie sich die 
Eignungsrichtlinien auf die Einhaltung von Gesetzen, Verordnungen, internen Richtlinien und 
Verfahren durch das Institut auswirkt. Diese Analyse inklusive aller ermittelter Compliance-
Risiken und Fragen der Nichteinhaltung soll der Geschäftsleitung und dem VAO zur 
Verfügung gestellt werden.  

 Die Eignungsrichtlinien sollen Grundsätze zur Auswahl, Überwachung und Nachfolgeplanung 
für die Organmitglieder sowie für die Wiederbestellung von bestehenden Mitgliedern 
beinhalten und zumindest Folgendes darlegen: 

- den Prozess zur Auswahl, Ernennung, Wiederbestellung und Nachfolgeplanung von 
Organmitgliedern und das geltende interne Verfahren zur Eignungsbewertung eines 
Mitglieds, einschließlich der internen Funktion, die für die Unterstützung der Bewertung 
verantwortlich ist, 

- die bei der Bewertung zu verwendenden Kriterien, die mit den gesetzlichen 
Erfordernissen und den in diesem Rundschreiben aufgeführten Grundsätzen im Einklang 
stehen, 

- wie im Rahmen des Auswahlprozesses die Diversitätsrichtlinie für Organmitglieder und 
das Ziel für das jeweils unterrepräsentierte Geschlecht zu berücksichtigen sind, 

- der Kommunikationskanal zu den zuständigen Behörden und wie die Bewertung 
dokumentiert werden soll. 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
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2. Diversitätsrichtlinien 

 Das Institut soll sich unter Beachtung der EBA/GL/2021/06 Diversitätsziele im Rahmen von 
Diversitätsrichtlinien für die Geschäftsleitung bzw. das VAO geben.19 

 Die Diversitätsrichtlinien sollen – unter Beachtung gesetzlicher Diskriminierungsverbote – auf 
die folgenden Diversitätsaspekte eingehen: 

- Bildungshintergrund und beruflicher Hintergrund, 
- Geschlecht, 
- Alter, 
- und – insbesondere für Institute, die weltweit tätig sind – geografische Herkunft. 

 Darüber hinaus sollen Institute Diversitätsrichtlinien für Beschäftigte unterhalb der 
Geschäftsleitung aufstellen.20 

 Grundsätzlich soll das Institut bei der Bestellung von Organmitgliedern darauf achten, eine 
große Bandbreite an Qualitäten und Kompetenzen in den Gremien herbeizuführen, die 
Meinungsvielfalt und Unvoreingenommenheit fördern sowie zu einer Entscheidungsfindung 
beitragen, die den langfristigen Interessen des Instituts dient. Für die Vertretung des 
unterrepräsentierten Geschlechts sollen bedeutende CRR-Kreditinstitute ein quantitatives 
Ziel für die Vertretung des unterrepräsentierten Geschlechts in der Geschäftsleitung bzw. im 
VAO bestimmen.21 Dabei soll die anvisierte Beteiligung des unterrepräsentierten Geschlechts 
beziffert und ein geeigneter Zeitraum angegeben werden, in dem das Ziel erreicht werden 
soll, sowie wie es erreicht werden soll. Darüber hinaus sollen im Rahmen der jährlichen 
Kontrolle der Zusammensetzung der Geschäftsleitung bzw. des VAO die Einhaltung der 
festgelegten Ziele dokumentiert werden. Für den Fall, dass Diversitätsziele nicht erreicht 
wurden, soll das Institut die entsprechenden Gründe, die zu ergreifenden Maßnahmen und 
den Zeitrahmen für diese Maßnahmen ebenfalls dokumentieren, um sicherzustellen, dass die 
Diversitätsziele erreicht werden. 

 In den Diversitätsrichtlinien anderer Institute, insbesondere solcher mit einer 
Geschäftsleitung und einem VAO, die zusammen weniger als fünf Mitglieder haben, kann das 
Ziel qualitativ formuliert werden. 

 Weitere gesetzliche Anforderungen bezüglich einer Quotierung oder einer Zielfestlegung zur 
Diversität, siehe etwa § 76 Abs. 3a und § 96 Abs. 3 AktG bleiben hiervon unberührt. 

 

19  Vgl. für CRR-Kreditinstitute auch Art. 435 Abs. 2 c) der CRR. 
EBA/GL/2021/06 Titel IV Abschnitt 11, Titel V Abschnitt 12. 

20  Vgl. EBA/GL/2021/06 Rn. 107. 
21  S. auch EBA/GL/2021/06 Tz. 103. 

https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Guidelines/2021/EBA-GL-2021-06%20Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20sustainability/1022102/Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20suitability_DE.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R0575&from=EN#d1e36782-1-1
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Guidelines/2021/EBA-GL-2021-06%20Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20sustainability/1022102/Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20suitability_DE.pdf
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Guidelines/2021/EBA-GL-2021-06%20Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20sustainability/1022102/Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20suitability_DE.pdf
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Guidelines/2021/EBA-GL-2021-06%20Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20sustainability/1022102/Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20suitability_DE.pdf
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3. Einführungs- und Schulungsrichtlinien 

 Die GLM bzw. die VAOM sollen vor Beginn der Tätigkeit über die Kultur, die Werte, das 
Verhalten und die Strategie des Instituts und seiner Geschäftsleitung bzw. seines VAO 
informiert sein. 

 Institute müssen angemessene personelle und finanzielle Ressourcen einsetzen, um 
Organmitgliedern die Einführung in ihr Amt zu erleichtern, und die Fortbildung zu 
ermöglichen, die zur Aufrechterhaltung ihrer fachlichen Eignung bzw. der erforderlichen 
Sachkunde ist (§ 25c Abs. 4 und § 25d Abs. 4 KWG).22 Zu diesem Zweck sollen sie über 
Richtlinien und Verfahren zur Einführung und Schulung verfügen, entweder im Rahmen der 
allgemeinen Eignungsrichtlinien, oder als separate Richtlinien. Sie sollen bei Governance-, 
Strategie- und sonstigen relevanten Änderungen, sowie neuen Produkten oder Änderungen 
des geltenden Rechts und von Marktentwicklungen an die aktuellen Erfordernisse angepasst 
werden. Anstatt eine eigene Richtlinie aufzustellen, können kleinere Unternehmen auf 
Muster-Richtlinien ihrer Verbände verweisen und diese nötigenfalls um Konkretisierungen 
ergänzen. 

 Bei der Entwicklung dieser Richtlinien sollen relevante Beiträge aus den Ressorts Personal, 
Finanzplanung, interne Schulungen und - soweit angemessen - interne Kontrolle 
berücksichtigt werden. Einführungs- und Schulungsprogramme auf der Basis der Richtlinien 
sollen unter Einbeziehung der relevanten Geschäftsbereiche erarbeitet werden.  

 Die Richtlinien und Verfahren zur Einführung und Schulung von Organmitgliedern sollen 
mindestens die folgenden Inhalte umfassen: 

- jeweils Einführungs- und Schulungsziele getrennt für Geschäftsleitung und VAO; diese 
Ziele sollen für konkrete Positionen gemäß ihren bestimmten Verantwortlichkeiten und 
Beteiligung an Ausschüssen spezifiziert werden, 

- die Verantwortlichkeit für die Entwicklung eines ausführlichen Schulungsprogramms, 
- die für die Einführung und Schulung vom Institut zur Verfügung gestellten Finanz- und 

Personalressourcen unter Berücksichtigung der Anzahl und Kosten von Einführungs- und 
Schulungssitzungen, sowie dazugehörenden Verwaltungsaufgaben, 

- einen klar festgelegten Prozess, nach dem jedes Mitglied des Leitungsorgans eine 
Einführung oder Schulung anfordern kann. 

 Die Institute sollen einen Prozess zur Bestimmung der Bereiche einrichten, in denen 
Schulungen erforderlich sind. Ferner sollen sie über einen Beurteilungsprozess zur 
Durchführungskontrolle und Qualitätssicherung verfügen.  

 

22  Bei der Festlegung der erforderlichen Personal- und Finanzressourcen sollte das Institut vorhandene relevante branchenspezifische Benchmarks, 
einschließlich der durch die EBA gelieferten Benchmarking-Ergebnisse berücksichtigen. 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
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4. Richtlinien für den Umgang mit Interessenkonflikten 

 Die Geschäftsleitung bzw. das VAO sind für die Festlegung, Genehmigung und Überwachung 
der Umsetzung und Pflege von wirksamen Richtlinien zur Ermittlung, Bewertung, Steuerung 
und Minderung tatsächlicher und potenzieller Interessenkonflikte zwischen den Interessen 
des Instituts und den Interessen der Beschäftigten, der GLM bzw. der VAOM verantwortlich, 
die sich nachteilig auf die Wahrnehmung ihrer Pflichten und Zuständigkeiten auswirken 
können. Ein übergeordnetes Unternehmen soll dafür Sorge tragen, dass die Gruppe über 
Richtlinien für den Umgang mit Interessenkonflikten verfügt. 

5. Bewertung der Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen der Geschäftsleitung und 
des VAO (individuell und in der Gesamtheit) 

 Die Institute haben gemäß § 25a Abs. 1 KWG i.V.m. § 25c Abs. 1 KWG und § 25d Abs. 1 und 
2 KWG sicherzustellen, dass die GLM und die VAOM jederzeit individuell und in der 
Gesamtheit geeignet sind.23  

 Sofern kein Nominierungsausschuss eingerichtet ist, soll die komplette Neubewertung der 
Eignung nach § 25d Abs. 11 Nr. 3 und 4 KWG (s.o. Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen 
ebenso wie zeitliche Verfügbarkeit und Zuverlässigkeit) mindestens alle zwei Jahre durch das 
VAO durchgeführt werden. 

a. Eignungsbewertungen in Sonderfällen 

 Die Bewertung der Eignung der Geschäftsleitung oder des VAO erfolgt insbesondere 

- bei Stellung eines Erlaubnis- bzw. Zulassungsantrags gemäß § 32 KWG oder § 2f KWG, 
- wenn wesentliche Änderungen der Zusammensetzung der Geschäftsleitung und des VAO 

auftreten, einschließlich 
 der Bestellung neuer Organmitglieder, 
 bei einer erneuten Bestellung von Organmitgliedern, falls sich die Anforderungen für 

die Position geändert haben oder falls das Mitglied in eine andere Position im 
Leitungsorgan bestellt wird. Diese Bewertung soll auf Mitglieder, deren Position sich 
geändert hat, sowie auf die Analyse der relevanten Aspekte unter Berücksichtigung 
etwaiger zusätzlicher Anforderungen für die Position beschränkt werden,  

- und neue Tatsachen/ Situationen dies erfordern.  
Eine Neubewertung der individuellen Eignung soll insbesondere durchgeführt werden,  
- wenn Bedenken hinsichtlich der individuellen Eignung oder der Eignung in der 

Gesamtheit der GLM oder der VAOM bestehen, 
- wenn ein zusätzliches Mandat übernommen oder begonnen wird, neue relevante 

Tätigkeiten, einschließlich politischer Tätigkeiten aufgenommen werden, 
- im Falle einer wesentlichen Auswirkung auf die Zuverlässigkeit eines Mitgliedes der 

Geschäftsleitung oder eines VAOM, einschließlich der Fälle, in denen Organmitglieder die 
Leitlinien zu Interessenkonflikten nicht einhalten,  

 

23  S. dazu EBA/GL/2021/06 Titel II Abschnitt 2, Titel III Abschnitt 7 und Titel VII Abschnitte 17, 19, 20. 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__32.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__2f.html
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/documents/10180/1972984/43592777-a543-4a42-8d39-530dd4401832/Joint%20ESMA%20and%20EBA%20Guidelines%20on%20the%20assessment%20of%20suitability%20of%20members%20of%20the%20management%20body%20and%20key%20function%20holders%20%28EBA-GL-2017-12%29.pdf?retry=1
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- in Fällen, in denen ansonsten die Eignung der Organmitglieder wesentlich beeinträchtigt 
sein könnte. 

 Eine Neubewertung der Eignung in der Gesamtheit soll insbesondere in den folgenden Fällen 
durchgeführt werden:  

- bei einer wesentlichen Änderung des Geschäftsmodells, des Risikoappetits oder der 
Risikostrategie oder Risikostruktur des Instituts auf Einzelebene oder Konzernebene, 

- im Rahmen der Kontrolle der Regelungen zur internen Governance durch das  
Leitungsorgan, 

- wenn der begründete Verdacht besteht, dass im Zusammenhang mit diesem Institut 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung stattfindet, stattgefunden hat oder diese 
Straftaten versucht wurden, oder dass ein erhöhtes Risiko hierfür besteht, 

- in Fällen, in denen ansonsten die Eignung der Organmitglieder wesentlich beeinträchtigt 
sein könnte.24 

 Verlassen GLM das Institut in gesetzlich vorgesehenen Fällen nur vorübergehend, wie z.B. 
aufgrund von Elternzeit gemäß § 84 Abs. 3 AktG, ist bei Rückkehr eine Eignungsbewertung 
nur erforderlich, soweit neue Tatsachen bekannt werden, die für die Eignung erheblich sein 
können. Für die Zeit der Abwesenheit hat das Institut dafür zu sorgen, dass die zur Leitung 
bzw. Überwachung des Instituts erforderliche Mindestzahl an GLM nicht unterschritten wird. 
Insbesondere muss das Vier-Augen-Prinzip gewahrt bleiben. Soll eine mit dem Unternehmen 
und den zu übernehmenden Aufgaben gut vertraute Person unterhalb der Geschäftsleitung 
die Interimsvertretung eines GLM übernehmen, hat das VAO eventuelle Interessenkonflikte 
bei den Rollenwechseln zu berücksichtigen. Sofern das VAO es für vertretbar hält, für die 
Interimsvertretung von den generellen Eignungsrichtlinien nach Rn. 171 ff abzuweichen, 
begründet es dies bei der Auswahlentscheidung und informiert die BaFin und die 
Bundesbank im Rahmen der Anzeige der Bestellungsabsicht. 

 Für die Anzeige genügt es, wenn das Unternehmen die BaFin und die Bundesbank über den 
Widerruf der Bestellung nebst (beabsichtigter) Wiederbestellung informiert und ggf. eine 
Kopie des Handelsregisterauszuges mit der Abberufung sowie später eine Kopie des 
Handelsregisterauszuges mit der Wiederbestellung einreicht. Bei der Anzeige des 
vorübergehenden Ausscheidens wird auch angegeben, wer das/die Ressort(s) des 
vorübergehend ausscheidenden Mitglieds übernehmen soll. 

b. Bewertung der individuellen Eignung 

 Bei der Bewertung der individuellen Eignung beurteilen Institute, ob die Organmitglieder 
zuverlässig sind, über die erforderliche fachliche Eignung bzw. Sachkunde für das konkrete 
Mandat verfügen und für ihre spezifischen Aufgaben ausreichend Zeit aufwenden können. 

 

24 S. EBA/GL/2021/06 Tz. 31. 

https://www.gesetze-im-internet.de/aktg/__84.html
https://www.eba.europa.eu/sites/default/files/document_library/Publications/Guidelines/2021/EBA-GL-2021-06%20Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20sustainability/1022102/Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20suitability_DE.pdf
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Hierfür können sie die nicht abschließende Liste von relevanten Fähigkeiten in Anhang II 
der EBA/GL/2021/06 heranziehen. 

 Die Institute sollen die Prüfung der individuellen Eignung für die konkrete Position im Institut 
sowie die Einhaltung der Mandatsgrenzen gemäß § 25c Abs. 2 bzw. gemäß § 25d Abs. 3 oder 
Abs. 3a KWG dokumentieren.  

c. Bewertung der Eignung in der Gesamtheit 

 Die regelmäßigen und anlassbezogenen Eignungsbewertungen für die Geschäftsleitung und 
das VAO insgesamt sollen sicherstellen, dass jedes dieser Organe jederzeit  über ein 
ausreichendes Maß an fachlicher Eignung bzw. Sachkunde verfügt, um die Tätigkeiten des 
Instituts, einschließlich der Hauptrisiken, verstehen und seiner Funktion gerecht werden kann.   

 Die Bewertung der Eignung in der Gesamtheit soll von den Instituten entweder anhand der 
Eignungsmatrixvorlage der EBA, die von den Instituten gemäß dem 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz angepasst werden kann, oder anhand ihrer eigenen 
geeigneten Methoden entsprechend der einschlägigen Kriterien durchgeführt werden.  

 Bei einer Neubewertung der Eignung in der Gesamtheit kann die Bewertung auf die 
relevanten Änderungen in den Geschäftstätigkeiten, Geschäftsstrategien und des Risikoprofils 
des Instituts sowie der Aufgabenverteilung in der Geschäftsleitung bzw. im VAO und deren 
Auswirkung auf die erforderliche fachliche Eignung in der Gesamtheit bzw. die erforderliche 
Sachkunde in der Gesamtheit konzentriert werden.  

 Als Ergebnis der Neubewertung können die Änderung der Zusammensetzung der 
Geschäftsleitung bzw. des VAO oder sonstige Maßnahmen empfohlen werden, wie etwa 
Schulungen, die Änderung von Abläufen, Maßnahmen zur Minderung von 
Interessenkonflikten, die Ernennung von zusätzlichen Mitgliedern mit besonderen 
Kompetenzen sowie der Austausch von Mitgliedern des Leitungsorgans beinhalten. Die 
Geschäftsleitung soll den Ergebnisbericht zur Kenntnis nehmen und über die darin 
enthaltenen Empfehlungen entscheiden und, falls keine Empfehlungen übernommen werden, 
die entsprechenden Gründe dokumentieren. 

IV. Besondere Pflichten der GL 

1. Anzeige von unmittelbaren Beteiligungen des GL 

 Ein GL zeigt die Übernahme und die Aufgabe einer unmittelbaren Beteiligung an einem 
Unternehmen sowie Veränderungen in der Höhe der Beteiligung hinsichtlich bestimmter 
Schwellenwerte unverzüglich an (s. § 24 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 KWG, § 11 AnzV). Als 
(anzeigepflichtige) unmittelbare Beteiligung gilt das Halten von mindestens 25% der Anteile 
am Kapital des Unternehmens. 

https://www.bing.com/ck/a?!&&p=e7f50009e821e50bJmltdHM9MTY3MTc1MzYwMCZpZ3VpZD0yNWNmYjU2Ni0xZDY2LTZjZmEtMjBiOS1hN2U1MWNjYzZkNGUmaW5zaWQ9NTE2OA&ptn=3&hsh=3&fclid=25cfb566-1d66-6cfa-20b9-a7e51ccc6d4e&psq=Leitlinien+zur+Bewertung+der+Eignung+von+Mitgliedern+des+Leitungsorgans+und+Inhabern+von+Schl%c3%bcsselfunktionen&u=a1aHR0cHM6Ly93d3cuZWJhLmV1cm9wYS5ldS9zaXRlcy9kZWZhdWx0L2RvY3VtZW50cy9maWxlcy9kb2N1bWVudF9saWJyYXJ5L1B1YmxpY2F0aW9ucy9HdWlkZWxpbmVzLzIwMjEvRUJBLUdMLTIwMjEtMDYlMjBKb2ludCUyMEVCQSUyMGFuZCUyMEVTTUElMjBHTCUyMG9uJTIwdGhlJTIwYXNzZXNzbWVudCUyMG9mJTIwc3VzdGFpbmFiaWxpdHkvMTAyMjEwMi9Kb2ludCUyMEVCQSUyMGFuZCUyMEVTTUElMjBHTCUyMG9uJTIwdGhlJTIwYXNzZXNzbWVudCUyMG9mJTIwc3VpdGFiaWxpdHlfREUucGRm&ntb=1
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25c.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Guidelines/2021/1016723/Annex%20I%20_%20Joint%20EBA%20and%20ESMA%20GL%20on%20the%20assessment%20of%20suitability.xlsx
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__24.html
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__11.html


Seite 41 

 

Rundschreiben zu den Mitgliedern der Geschäftsleitung sowie von Verwaltungs- und 
Aufsichtsorganen gemäß KWG 

2. Ordnungsgemäße Geschäftsorganisation 

 Gemäß § 25a Abs. 1 KWG muss ein Institut über eine ordnungsgemäße 
Geschäftsorganisation verfügen, die die Einhaltung der vom Institut zu beachtenden 
gesetzlichen Bestimmungen und der betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten 
gewährleistet.25 § 25c Abs. 3, 4a und 4b KWG nennt die Aufgaben, die von den GL zur 
Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Geschäftsorganisation zu erfüllen sind und wofür sie 
die (Gesamt-)Verantwortung tragen, vgl. auch § 25a Abs. 1 S. 2 KWG.  

 Die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation umfasst insbesondere die Sicherstellung eines 
angemessenen und wirksamen Risikomanagements, wozu auch das Management der IT-
Ressourcen, das Informationsrisikomanagement und das 
Informationssicherheitsmanagement gehören. Das Risikomanagement umfasst zudem eine 
angemessene personelle und technisch-organisatorische Ausstattung des Instituts.26  

 Die GL müssen zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Geschäftsorganisation einzeln sowie 
in der Gesamtheit entsprechend Art, Umfang, Komplexität und Risikogehalt der 
Geschäftstätigkeit über das notwendige Fachwissen auch im Einzelfall verfügen. Dabei ist 
sicherzustellen, dass das jeweilige Ressort ordnungsgemäß geführt bzw. den gegenseitigen 
Kontroll- und Überwachungspflichten ordnungsgemäß nachgekommen werden kann. 

 Die GL müssen in ihrer Gesamtheit über ein angemessen breites Spektrum von Kenntnissen, 
Fähigkeiten und Erfahrungen verfügen (vgl. auch § 25c Abs. 1a KWG), auch im Bereich 
Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT). Abhängig von den institutsspezifischen 
IKT- und Sicherheitsrisiken sollen daher regelmäßig spezielle Schulungen27 erfolgen. Denn 
aufgrund der stetig fortschreitenden Digitalisierung müssen die GL die mit dem Einsatz der 
jeweiligen Technologie (z.B. die Nutzung von Cloud-Diensten) einhergehenden Risiken 
kennen, um diese angemessen steuern zu können.  

3. Schlüsselfunktionen im Institut  

 Gemäß § 25c Abs. 4a S. 1 Nr. 4 KWG umfasst die ordnungsgemäße Geschäftsorganisation 
auch eine angemessene personelle Ausstattung des Instituts nach § 25a Abs. 1 S. 3 
Nr. 4 KWG. Für Institutsgruppen, (gemischte) Finanzholding-Gruppen und Institute i.S.v. 
Art. 4 CRR ist dies gemäß § 25c Abs. 4b S. 2 Nr. 4 KWG von den GL des übergeordneten 
Unternehmens entsprechend auf Gruppen-Ebene sicherzustellen.  

 Zur angemessenen personellen Ausstattung gehört nach Auffassung der BaFin unter 
anderem die Besetzung von Schlüsselfunktionen unterhalb der Ebene der Geschäftsleitung 

 

25  Zu den gesetzlichen Bestimmungen gehören u.a. die individuellen Eignungsanforderungen und die Eignungsanforderungen in der Gesamtheit, 
die an GL und VAOM gestellt werden (§ 25c Abs. 1a, § 25d Abs. 1 und 2 KWG; s. dazu EBA/GL/2021/06 Titel II Abschnitt 2, Titel III Abschnitt 7 und 
Titel VII Abschnitte 17, 19, 20). 

26  § 25a Abs. 1 S. 3 Nr. 4 KWG i.V.m. AT 7.1 bzw. AT 7.2 MaRisk. 
27  Ab dem 17.01.2025 ist außerdem Art. 5 Abs. 4 der Verordnung (EU) 2022/2554 (DORA) zu beachten. 
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mit geeigneten Mitarbeitern.28 Die Institute stellen sicher, dass ihre Mitarbeiter in der Lage 
sind, die jeweilige Funktion angemessen wahrzunehmen. 

 Die Institute gewährleisten, dass Personen, die Schlüsselfunktionen innehaben, zuverlässig 
sind und über die notwendige fachliche Eignung für ihre Position verfügen. Dafür können die 
Bewertungsgrundsätze, die für GL Anwendung finden, unter Berücksichtigung der konkreten 
Position herangezogen werden. 

V. Besondere Pflichten von VAO, Ausschüsse 

1. Pflichten von VAO 

 Die Pflichten der VAO und der VAOM ergeben sich aus den einschlägigen 
gesellschaftsrechtlichen Regelungen und – soweit vorhanden – Satzungen und 
Geschäftsordnungen. Zu den aufsichtsrechtlichen Pflichten s. § 25d Abs. 6 KWG. 

 Das KWG verpflichtet die Institute, über eine ordnungsgemäße Geschäftsorganisation zu 
verfügen, die die Einhaltung der vom Institut zu beachtenden gesetzlichen Bestimmungen 
und der betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten gewährleistet. Verantwortlich dafür sind 
die GL. Die Kontrolle und Überwachung der Erfüllung dieser Pflicht durch die GL obliegt dem 
VAO. Siehe dazu § 25a Abs. 1 KWG.  

 VAOM müssen ihren Pflichten jederzeit nachkommen. Das erfordert insbesondere, dass sie 
die Geschäftsstrategie und Risikosituation des Unternehmens beobachten und sich ein Urteil 
darüber bilden. Hieraus folgt, dass die VAOM neben der Teilnahme an den Sitzungen und 
deren Vorbereitung das Unternehmen, insbesondere bei einer erheblichen Änderung der 
Risikosituation, auch zwischen den Sitzungen begleiten. 

 Das VAO muss in seiner Gesamtheit die Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen haben, die 
zur Wahrnehmung der Kontrollfunktion sowie zur Beurteilung und Überwachung der 
Geschäftsleitung des Instituts notwendig sind, vgl. § 25d Abs. 2 S. 1 KWG. Hierzu gehört auch 
Kompetenz im Bereich Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT), die angesichts 
der fortschreitenden Digitalisierung von Prozessen und Geschäftsmodellen für das VAO im 
Hinblick auf dessen Kontroll- und Überwachungsfunktion von zunehmender Bedeutung ist. 
Um eine ordnungsgemäße Ausübung der Funktion des VAO gegenüber der Geschäftsleitung 
gewährleisten zu können, sollen die VAOM regelmäßig entsprechende Schulungen 
absolvieren.  

 Das VAOM muss den Anforderungen an jede einzelne Tätigkeit gerecht werden und die 
Funktion umfassend persönlich ausüben. Dies setzt sowohl einen ausreichenden zeitlichen 
Einsatz als auch anlassbezogen eine aktive Inanspruchnahme des Auskunftsrechts durch das 
Aufsichtsorgan gegenüber der Geschäftsleitung voraus. Die VAOM haben ihre 

 

28  S. dazu: 
§ 7b Abs. 1 S. 4, 5 KWG i.V.m. Art. 16 der EBA-VO (VO(EU) Nr. 1093/2010) 
EBA/GL/2021/06 Titel II Abschnitt 3, Titel VII Abschnitt 21. 
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Überwachungs- und Kontrollfunktion sorgfältig auszuüben, um wesentliche Verstöße der 
Geschäftsleitung gegen die Grundsätze einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung zu 
entdecken und zu beseitigen. 

 Um sachgerechte Beschlüsse fassen zu können, müssen sich die VAOM mithilfe von 
Sitzungsunterlagen bereits vor einer Sitzung auf diese vorbereiten.  

 Die Unternehmen stellen ihren VAOM zur Vorbereitung der Sitzungen geeignete Unterlagen 
mit angemessenem zeitlichen Vorlauf zur Verfügung. 

 Vorlagen sollen nur in begründeten Ausnahmefällen erst in der Sitzung selbst verteilt werden. 
Die Vor- und Aufbereitung von Sitzungsunterlagen ausschließlich durch Beschäftigte des 
VAOM ist nicht ausreichend. 

2. Ausschüsse des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans  

a. Bildung von Ausschüssen 

 Das VAO eines bedeutenden Instituts muss aus seiner Mitte einen Risikoausschuss (vgl. 
§ 25d Abs. 8 KWG), einen Prüfungsausschuss (vgl. § 25d Abs. 9 KWG), einen 
Nominierungsausschuss (vgl. § 25d Abs. 11 KWG) und einen Vergütungskontrollausschuss 
(vgl. § 25d Abs. 12 KWG und § 15 InstitutsVergV) einrichten. Dies gilt gemäß § 25d Abs. 7 S. 2 
KWG gleichermaßen für die VAO von (gem.) FHG, wenn sie als übergeordnetes Unternehmen 
bestimmt wurden und ihnen ein CRR-Kreditinstitut nachgeordnet ist. Auch 
gesellschaftsrechtliche Normen können die Bildung von Ausschüssen verlangen, z.B. § 107 
Abs. 4 AktG. Nach dem KWG besteht keine Möglichkeit, auf die Bildung der Ausschüsse zu 
verzichten.  

 Das VAO eines nicht bedeutenden Instituts29 soll je nach der Größe, der internen 
Organisation und der Art, des Umfangs, der Komplexität und des Risikogehaltes der 
Geschäfte des Unternehmens aus seiner Mitte einen Risikoausschuss, einen 
Prüfungsausschuss, einen Nominierungsausschuss und einen 
Vergütungskontrollausschuss einrichten. Vorschriften anderer Gesetze über die Pflicht zur 
Bildung von Ausschüssen bleiben hiervon unberührt. Es besteht die Möglichkeit, den Risiko- 
und den Prüfungsausschuss zusammenzulegen (vgl. § 25d Abs. 10 KWG). Die Institute 
dokumentieren die Gründe, aus denen sie sich entschieden haben, die Ausschüsse zu 
kombinieren und wie sie mit der Kombination die jeweilige Aufgabenerfüllung der 
Ausschüsse zu verwirklichen planen. Die Bildung eines gemeinsamen Risiko- und 
Prüfungsausschusses ist der BaFin mitzuteilen. Der Nominierungsausschuss und der 
Vergütungskontrollausschuss sind dagegen jeweils einzeln einzurichten, eine 
Zusammenlegung ist nach Auffassung der BaFin grundsätzlich nicht möglich. 

 Sofern ein nicht bedeutendes Institut aus Proportionalitätsgründen keine Ausschüsse oder 
ausschließlich einen Prüfungsausschuss nach § 324 HGB eingerichtet hat, obliegen die in 

 

29  Sowie für andere als die in § 25d Abs. 7 S. 2 KWG genannten (gem.) FHG. 
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§ 25d Abs. 8 bis 12 KWG den Ausschüssen zugewiesenen Überwachungstätigkeiten 
und -mechanismen dem Gesamtgremium.  

 Die Pflicht zur ordnungsgemäßen Überwachung des Leitungsorgans besteht in allen 
Unternehmen. Nach dem Grundsatz der Proportionalität erfüllen die VAO kleinerer Institute 
demnach grundsätzlich die gleichen Kontrollfunktionen. Es ergeben sich sodann jedoch 
geringere Anforderungen an die Häufigkeit, Intensität und Tiefe der Erfüllung einzelner 
Aufgaben. 

 Sowohl die Einschätzung, ob bei einem VAO, das nicht per se zur Ausschussbildung 
verpflichtet ist, aufgrund der genannten Kriterien die Bildung von Ausschüssen notwendig ist, 
als auch die Modalitäten der Entscheidungsfindung über deren Notwendigkeit und ihre 
Dokumentation obliegen grundsätzlich dem VAO selbst. Die BaFin erteilt weder für die 
Bildung von Ausschüssen noch für das Absehen hiervon eine Genehmigung. Sie erwartet, 
dass das VAO anhand der genannten Kriterien nachvollziehbar über die Bildung oder Nicht-
Bildung der Ausschüsse entscheidet und die Entscheidung angemessen dokumentiert. Die 
BaFin kann die Bildung eines oder mehrerer Ausschüsse verlangen, wenn dies zur 
ordnungsgemäßen Wahrnehmung der Kontrollfunktion des VAO erforderlich erscheint.  

b. Zusammensetzung von Ausschüssen 

 Ein Ausschuss soll mindestens aus drei Personen bestehen und eines seiner Mitglieder zum 
Vorsitzenden ernennen. Der oder die Vorsitzende muss in der Lage sein, die 
unvoreingenommene Entscheidungsfindung zu fördern. Dabei soll gemäß § 25d Abs. 8 
S. 6 KWG der bzw. die Vorsitzende des Risikoausschusses nicht gleichzeitig dem VAO oder 
einem anderen Ausschuss vorstehen. Die BaFin weist in diesem Zusammenhang zudem 
darauf hin, dass die Leitung des Prüfungsausschusses Sachverstand auf den Gebieten 
Rechnungslegung und Abschlussprüfung erfordert, der nachgewiesen werden kann. 

 Die Mitglieder der Ausschüsse sollen individuell und in der Gesamtheit jeweils über 
ausreichende Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrung verfügen, um die dem Ausschuss 
zugewiesenen Aufgaben erfüllen zu können. Die Mitgliedschaft im Risikoausschuss erfordert 
ausreichende Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrung betreffend Risikomanagement und 
Kontrollverfahren. 

 Unbeschadet dessen sollten Institute eine turnusmäßige Rotation der Vorsitzenden und 
Mitglieder von Ausschüssen in Betracht ziehen.  

 Die Mitglieder der Ausschüsse sollen sich an offenen und kritischen Diskussionen beteiligen, 
in denen in konstruktiver Weise widersprechende Meinungen erörtert werden.  

 Mindestens ein Mitglied eines jeden Ausschusses soll zur Sicherstellung der Zusammenarbeit 
und des fachlichen Austauschs einem weiteren Ausschuss angehören. Die Ausschüsse sind, 
unter der Berücksichtigung der Größe des VAO, so zusammenzusetzen, dass sie sich jeweils 
nicht aus der gleichen Gruppe von Mitgliedern zusammensetzen, die einen anderen 
Ausschuss bilden (personengleiche Besetzung). 
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c. Aufgaben von Ausschüssen 

 Jedem Ausschuss müssen die nach dem KWG vorgesehenen Aufgaben zugewiesen werden, 
eine Übertragung einzelner Aufgaben eines Ausschusses auf einen anderen Ausschuss ist 
nicht zulässig. Es ist hingegen nicht ausgeschlossen, einem nach dem KWG zu bildenden 
Ausschuss weitere Aufgaben zuzuweisen. Die Ausschüsse unterstützen das VAO und 
begünstigen die Entwicklung und Umsetzung eines soliden Rahmenwerks für die interne 
Governance. Die Institute stellen eine klare Zuweisung und Aufteilung von Pflichten und 
Aufgaben zwischen den Ausschüssen sicher. Jeder Ausschuss soll vom VAO ein 
dokumentiertes Mandat, einschließlich des Umfangs seiner Zuständigkeiten, erhalten und 
geeignete Arbeitsverfahren einrichten. 

 Wenn das KWG für einen Ausschuss Aufgaben vorgesehen hat, die gemäß dem jeweils 
einschlägigen Gesellschaftsrecht nicht in die Kompetenz bzw. den Zuständigkeitsbereich des 
VAO fallen, sind diese Aufgaben für den jeweiligen Ausschuss nicht einschlägig. Dies betrifft 
z.B.:  

- die Bestellung des Abschlussprüfers, z.B. bei Volks- und Raiffeisenbanken, 
- die Bestellung eines GL durch die Vertreterversammlung. 

 Die im KWG aufgeführten Aufgaben der Ausschüsse stellen keinen abschließenden 
Aufgabenkatalog der ordnungsgemäßen Wahrnehmung der Kontroll- und Beratungsfunktion 
eines VAO dar. Ihre gesetzliche Normierung unterstreicht die besondere Bedeutung der 
Unternehmen der Finanzwirtschaft und die besondere Rolle ihrer Kontrollorgane. Daher weist 
der Gesetzgeber den VAO aller Institute unabhängig von ihrer Größe, die gleichen Aufgaben 
zu. Die Häufigkeit, Intensität und Tiefe, mit der sich ein Ausschuss mit den ihm zugewiesenen 
Aufgaben zu beschäftigen hat, sind jedoch abhängig von der Größe, der internen 
Organisation und der Art, des Umfangs, der Komplexität und des Risikogehaltes der 
Geschäfte.  

d. Verfahrensaspekte 

 Die Tagesordnungen der Ausschusssitzungen, deren wichtigsten Ergebnisse und 
Schlussfolgerungen sowie weitere relevante Informationen zur Aufgabenerfüllung sollen vom 
Ausschuss dokumentiert werden. Die Ausschüsse sollen dem Verwaltungs- und Aufsichtsrat 
regelmäßig Bericht erstatten.  

3. Prüfungsausschuss 

 Der Prüfungsausschuss muss die Aufgaben gemäß § 25d Abs. 9 KWG erfüllen. Der bzw. die 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses muss über Sachverstand auf den Gebieten 
Rechnungslegung und Abschlussprüfung verfügen. Daneben können gesellschaftsrechtliche 
Vorschriften wie § 100 Abs. 5 AktG verlangen, dass weitere Mitglieder über spezielle 
Kenntnisse verfügen müssen. 

 Für die Bildung eines Prüfungsausschusses gilt Rn. 215ff.  
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 CRR-Kreditinstitute, die kein VAO oder in ihrem VAO nicht mindestens ein Mitglied mit 
Sachverstand auf dem Gebiet der Rechnungslegung und mindestens ein weiteres Mitglied 
mit Sachverstand auf dem Gebiet der Abschlussprüfung haben, müssen als Unternehmen von 
öffentlichem Interesse einen Prüfungsausschuss gemäß § 324 HGB einrichten; dies trifft auch 
auf Sparkassen zu, soweit das Landesrecht nichts anderes vorsieht (§ 340k Abs. 5 HGB i.V.m. 
§ 324 HGB, § 100 Abs. 5 AktG).  

4. Nominierungsausschuss 

 

 Der Nominierungsausschuss unterstützt das VAO hinsichtlich der angemessenen Besetzung 
und Zusammensetzung von Geschäftsleitung und VAO nach Maßgabe des § 25d Abs. 11 
KWG. Er kann hierfür auf alle Informationen und Ressourcen zurückgreifen, die er für 
angemessen hält, sowie die relevanten internen Kontrollfunktionen und sonstigen 
zuständigen internen Funktionen einschalten.  

 Die Mitglieder des Nominierungsausschusses sollen individuell und in der Gesamtheit über 
ausreichende Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrung betreffend das Auswahlverfahren und 
die Eignungsanforderungen verfügen. 

 

a. Kandidatenauswahl 

 Der Nominierungsausschuss unterstützt das VAO in Zusammenarbeit mit der 
Personalabteilung aktiv bei der Besetzung einer Stelle in der Geschäftsleitung und bei der 
Vorbereitung von Wahlvorschlägen für die Wahl der VAOM. Dazu gehört unter anderem für 
jede zu besetzende Position eine Stellenbeschreibung mit Bewerberprofil und erforderlichem 
Zeitaufwand zu entwerfen. Die weiteren Vorgaben folgen aus § 25d Abs. 11 KWG und Tz. 130f 
EBA/GL/2021/06. Kleinere und weniger komplexe Institute (SNCI) können in ihren 
Stellenprofilen - statt den Zeitaufwand für die konkrete Position anzugeben - lediglich 
zwischen GLM und VAOM unterscheiden.  

 Auch sollte eine geeignete Nachfolgeplanung für die Geschäftsleitung bzw. das VAO 
sichergestellt werden, die allen gesetzlichen Anforderungen bezüglich Zusammensetzung, 
Ernennung oder Nachfolge der Geschäftsleitung bzw. des VAO entspricht. Dabei sollte, 
unbeschadet der Rechte der Anteilseigner, soweit möglich verhindert werden, dass zu viele 
Mitglieder gleichzeitig ersetzt werden müssen. In der Nachfolgeplanung sollten die Pläne, 
Richtlinien und Abläufe des Instituts für den Umgang mit plötzlicher Abwesenheit oder 
unerwartetem Ausscheiden von Organmitgliedern, einschließlich relevanter 
Übergangsbestimmungen, dargelegt werden. Die Nachfolgeplanung soll die 
Diversitätsrichtlinie des Instituts berücksichtigen. 
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b. Diversität in der Geschäftsleitung und im VAO 

 Der Nominierungsausschuss unterstützt das VAO bei der Erarbeitung einer Zielsetzung und 
Strategie zur Förderung der Diversität in der Geschäftsleitung bzw. im VAO. 

c. Bewertung der Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen der Geschäftsleitung 
und des VAO (individuell und in der Gesamtheit) 

 Der Nominierungsausschuss unterstützt das VAO bei der regelmäßig, mindestens einmal 
jährlich, durchzuführenden kompletten Neubewertung der Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Erfahrungen sowohl der einzelnen GLM und VAOM als auch des jeweiligen Organs in seiner 
Gesamtheit gemäß § 25d Abs. 11 S. 1 Nr. 4 KWG sowie bei der Bewertung nach § 25d 
Abs. 11 S. 1 Nr. 3 KWG.  

 Er wirkt bei der Entwicklung und Überarbeitung der Eignungsrichtlinien des Instituts mit und 
soll deren Wirksamkeit überwachen, ihre Auslegung und Umsetzung kontrollieren und 
gegebenenfalls Empfehlungen zu ihrer Anpassung geben. 

 Bei der Neubewertung der Geschäftsleitung und des VAO soll der Nominierungsausschuss 
insbesondere Folgendes berücksichtigen:  

- die Effizienz der Arbeitsprozesse der Geschäftsleitung sowie des VAO, einschließlich 
der Effizienz von Informationsflüssen und Berichtslinien unter Berücksichtigung der 
Rückmeldung von internen Kontrollfunktionen sowie von Nachverfolgung oder 
Empfehlungen dieser Funktionen, 

- die effektive und umsichtige Leitung des Instituts einschließlich der Frage, ob die 
Geschäftsleitung und das VAO im besten Interesse des Instituts gehandelt haben, 

- die Fähigkeit der Geschäftsleitung und des VAO sich auf strategisch wichtige 
Sachverhalte zu konzentrieren, 

- ob die Anzahl von abgehaltenen Besprechungen, der Grad der Anwesenheiten, die 
aufgewandte Zeit sowie die Intensität der Beteiligung der GLM bzw. der VAOM 
während der Besprechungen angemessen waren, 

- Änderungen in der Zusammensetzung der Geschäftsleitung oder des VAO und 
Schwächen bezüglich der individuellen Eignung und Eignung in der Gesamtheit unter 
Berücksichtigung des Geschäftsmodells und der Risikostrategie des Instituts sowie 
diesbezüglicher Änderungen, 

- festgelegte Leistungsziele für das Institut und die Geschäftsleitung bzw. das VAO, 
- die Unvoreingenommenheit der GLM bzw. der VAOM, einschließlich der Anforderung, 

dass die Entscheidungsfindung nicht durch Einzelpersonen dominiert wird und der 
Einhaltung der Richtlinien für den Umgang mit Interessenkonflikten durch die GLM 
bzw. der VAOM, 

- der Umfang, in dem die Zusammensetzung des Leitungsorgans die in der 
Diversitätsrichtlinie des Instituts festgelegten Ziele erfüllt und 

- Ereignisse, die eine wesentliche Auswirkung auf die individuelle Eignung oder Eignung 
in der Gesamtheit der GLM bzw. der VAOM haben können, einschließlich von 
Änderung des Geschäftsmodells, der Geschäftsstrategien und der Organisation des 
Instituts 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
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- ob ein begründeter Verdacht besteht, dass Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung 
oder andere Finanzstraftaten stattfinden, stattgefunden haben oder diese Straftaten 
versucht wurden oder dass ein erhöhtes Risiko hierfür besteht, einschließlich negativer 
Feststellungen der internen oder externen Prüfer oder der zuständigen Behörden in 
Bezug auf die Angemessenheit der Systeme und Kontrollen des Instituts zur 
Bekämpfung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. 

 Die Neubewertungen sollen einschließlich des Grundes dokumentiert werden und ihre 
Ergebnisse sowie etwaige Empfehlungen bezüglich der festgestellten Schwächen enthalten. 
Darüber hinaus sollen auch die Maßnahmen, die im Nachgang zur Neubewertung ergriffen 
wurden, dokumentiert werden. Die BaFin und die Deutsche Bundesbank können die Vorlage 
der Dokumentation verlangen (§ 44 Abs. 1 S. 1 KWG).  

 Der Nominierungsausschuss soll die Geschäftsleitung und das VAO über die Ergebnisse der 
Bewertung unterrichten, auch wenn keine Änderungen der Zusammensetzung oder sonstige 
Maßnahmen empfohlen werden. 

d. Überprüfung der Grundsätze der Geschäftsleitung für die Auswahl und Bestellung 
der Personen der oberen Leitungsebene  

 Gemäß § 25d Abs. 11 S. 2 Nr. 5 KWG unterstützt der Nominierungsausschuss das VAO bei der 
Überprüfung der Grundsätze der Geschäftsleitung für die Auswahl und Bestellung der 
Personen der oberen Leitungsebenen und bei diesbezüglichen Empfehlungen an die 
Geschäftsleitung. Zu den Personen der oberen Leitungsebenen gehören nach Auffassung der 
BaFin Personen, die Schlüsselfunktionen innehaben. 

 Die Abläufe für die Auswahl und Ernennung von Personen für Schlüsselfunktionen sollen in 
den Eignungsrichtlinien geregelt werden. Dabei können die Eignungsrichtlinien die 
Positionen enthalten, deren Inhaber(innen) auf der Grundlage des risikobasierten Ansatzes als 
sonstige Inhaber(innen) von Schlüsselfunktionen zu betrachten sind.  

VI. Maßnahmen gegen VAOM  

 Wenn ein VAOM  

- nicht oder nicht mehr zuverlässig ist,  
- die erforderliche Sachkunde nicht oder nicht mehr besitzt,  
- der Wahrnehmung seiner Aufgaben nicht ausreichend Zeit widmet oder 
- gegen die Vorschriften zur Unvereinbarkeit oder Höchstzahl von Mandaten verstößt,  

kann die BaFin die Abberufung dieser Person verlangen und ihr die Ausübung ihrer Tätigkeit 
gemäß § 36 Abs. 3 S. 1 KWG untersagen. Beide Maßnahmen können getrennt voneinander 
oder, soweit erforderlich, auch gleichzeitig ergriffen werden. 

 Ein Abberufungsverlangen oder ein Tätigkeitsverbot kommt weiterhin in Betracht,  

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__44.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__36.html
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- wenn der Person wesentliche Verstöße des Unternehmens gegen die Grundsätze einer 
ordnungsgemäßen Geschäftsführung wegen sorgfaltswidriger Ausübung ihrer 
Überwachungs- und Kontrollfunktion verborgen geblieben sind und sie dieses 
sorgfaltswidrige Verhalten trotz Verwarnung durch die BaFin fortsetzt, oder  

- die Person nicht alles Erforderliche zur Beseitigung festgestellter Verstöße veranlasst 
hat und dies trotz Verwarnung durch die BaFin auch weiterhin unterlässt. 

 Dies gilt gleichermaßen für Mitglieder eines fakultativen Aufsichtsorgans und für Mitglieder 
von Beiräten, die dem VAO gleichgestellt sind (s. Begriffsbestimmung VAO).  

 Die BaFin kann Maßnahmen auch gegen geborene VAOM sowie gegen Mitglieder, die als 
Arbeitnehmer- oder Beschäftigtenvertretung einem VAO angehören, richten. 

 Adressat eines Abberufungsverlangens der BaFin ist das Unternehmen, vertreten durch das 
vertretungsberechtigte Organ, dies ist in der Regel der Vorstand. Das Unternehmen muss 
dafür Sorge tragen, dass die Maßnahme umgesetzt wird, indem es die hierfür erforderlichen 
Schritte unternimmt, wie beispielsweise die Einberufung einer Hauptversammlung, um die 
erforderlichen Beschlüsse zu fassen. Dabei gelten die einschlägigen gesellschafts- und 
mitbestimmungsrechtlichen Vorschriften. In der Regel ist das für die Bestellung der Mitglieder 
von Aufsichtsorganen zuständige Wahlorgan auch für deren Abberufung zuständig. Dies ist 
bei Aufsichtsratsmitgliedern der Anteilseignerseite (Aktionäre, Gesellschafter oder Mitglieder 
einer Genossenschaft) die Haupt-, Gesellschafter-, General- oder Vertreterversammlung, bei 
Arbeitnehmervertreter(inne)n und Vertreter(inne)n von Gewerkschaften im Aufsichtsrat 
hingegen die Arbeitnehmerversammlung oder die von ihr gewählten Delegierten.  

 Die Untersagung der Ausübung der Tätigkeit als VAOM richtet sich an das jeweilige VAOM 
selbst. 

 Wenn ein VAOM gegen die Vorschriften zur Unvereinbarkeit oder Höchstzahl von Mandaten 
verstößt, wird ihm die BaFin zunächst die Möglichkeit geben, durch die Abgabe eines oder 
mehrerer Mandate einen gesetzeskonformen Zustand herzustellen. Sollte die Person von 
dieser Möglichkeit keinen Gebrauch machen, richtet die BaFin das Verlangen auf Abberufung 
gleichzeitig an alle Unternehmen im Geltungsbereich des KWG, bei der die Person Mandate 
innehat. 

 Wenn eine Person Mandate in mehreren VAO innehat, kann eine gegen die Person erlassene 
bankaufsichtliche Maßnahme Anlass sein, auch bei den weiteren Unternehmen die 
Abberufung der Person zu verlangen oder ihr die Tätigkeit zu untersagen.  

 Unter den gleichen Voraussetzungen wie bei einem Abberufungsverlangen oder einer 
Untersagung der Tätigkeit kann die BaFin eine(n) Sonderbeauftragte(n) bestellen und 
diesem/dieser die Aufgaben und Befugnisse eines oder mehrerer VAOM des VAO insgesamt 
übertragen, s. § 45c Abs. 2 Nr. 3 KWG. Die Befugnisse des Organs oder des Mitglieds, in 
dessen Befugnisse der Sonderbeauftragte vollständig eintritt, ruhen während des Einsatzes 
des/der Sonderbeauftragten. Die BaFin kann sich, wenn dies zur Zweckerreichung 
ausreichend erscheint, darauf beschränken, dem/der Sonderbeauftragten nur einen Teil der 
Befugnisse des VAOM zu übertragen. 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__45c.html
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2 Hinweis zum Datenschutz: 

Allgemeine Informationen zur Datenverarbeitung der BaFin zur Erfüllung ihrer gesetzlichen 
Pflichten im Rahmen von Bestellungsabsichtsanzeigen sind auf der Internetseite der BaFin 
www.bafin.de in der Rubrik 
Die BaFin/Datenschutz/Informationen_zur_Datenverarbeitung zu finden. 

Konkrete Informationen zur Datenverarbeitung bei der Anzeige der vorgesehenen Bestellung 
von Geschäftsleitern sowie Mitgliedern von Verwaltungs- oder Aufsichtsorganen finden Sie 
hier: https://www.bafin.de/ref/19606198 und https://www.bafin.de/ref/19606286. 

 

http://www.bafin.de/
https://www.bafin.de/ref/19641282
https://www.bafin.de/ref/19606198
https://www.bafin.de/ref/19606286
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3 Anhang I: Begriffsbestimmungen 

Grundsätzlich haben die im KWG und in der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (im Folgenden 
„CRR“) verwendeten und definierten Begriffe in diesem Rundschreiben dieselbe Bedeutung. 
Für die Zwecke dieses Rundschreibens gelten die folgenden Begriffsbestimmungen. 
Bezüglich der verlinkten Vorschriften sind die allgemeinen Hinweise unter 
https://www.gesetze-im-internet.de/ zu beachten. 

Angehörigkeitsverhältnis Angehörige i.S.v. § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB: 
Personen, die in gerader Linie verwandt oder 
verschwägert sind; Ehegatt(inn)en, 
Lebenspartner(innen) i.S.d. 
Lebenspartnerschaftsgesetzes, Verlobte, 
Geschwister, Ehegatt(inn)en oder 
Lebenspartner(innen) der Geschwister, 
Geschwister der Ehegatt(inn)en oder 
Lebenspartner(innen), und zwar auch dann, 
wenn die Ehe oder die Lebenspartnerschaft, 
welche die Beziehung begründet hat, nicht 
mehr besteht oder wenn die Verwandtschaft 
oder Schwägerschaft erloschen ist; Pflegeeltern 
und Pflegekinder. 

Aufsichtsmandat Mandat in einem Verwaltungs- oder 
Aufsichtsorgan (VAO). 

Bedeutende Beteiligung Direktes oder indirektes Halten von mindestens 
10% des Kapitals oder der Stimmrechte eines 
Unternehmens oder eine andere Möglichkeit 
der Wahrnehmung eines maßgeblichen 
Einflusses auf die Geschäftsführung dieses 
Unternehmen (§ 1 Abs. 9 KWG i.V m. Art. 4 
Abs. 1 Nr. 36 CRR). 

Bedeutendes Institut S. § 1 Abs. 3c KWG. 

Chief Financial Officer (CFO) Person, die insgesamt die Verantwortung für die 
Leitung sämtlicher der folgenden Tätigkeiten 
trägt: Verwaltung der Finanzmittel, 
Finanzplanung und Rechnungslegung. 

CRR-Kreditinstitut S. § 1 Abs. 3d S. 1 KWG. 

https://www.gesetze-im-internet.de/
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__11.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R0575&from=EN#d1e1242-1-1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R0575&from=EN#d1e1242-1-1
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1.html
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Ersatzmitglied Person, die das eigentliche Mitglied des VAO 
ersetzt, wenn es dauerhaft daraus ausscheidet; 
s. auch „Stellvertretendes Mitglied“. 

Environmental, Social, Governance (ESG) Umwelt, Soziales, Unternehmensführung. 

Finanzholding-Gesellschaft (FHG) S. § 1 Abs. 35 KWG i.V.m. Art. 4 Abs. 1 
Nr. 20 CRR. 

„Geborene“ Mitglieder Hauptverwaltungsbeamte/-beamtinnen, 
Kämmerer/Kämmerinnen oder Beschäftigte in 
vergleichbarer Funktion einer 
Gebietskörperschaft, die dem Verwaltungs- 
oder Aufsichtsorgan aufgrund ihres Amtes 
automatisch angehören (bei Sparkassen z.B. 
der/die Hauptverwaltungsbeamte/-in, bei 
Landesbanken der/die vom Gesetz für 
zuständig erklärte Minister/-in oder der/die 
Präsident/-in des Sparkassenverbandes). 

Gemischte Finanzholding-Gesellschaft 
(gem. FHG) 

S. § 1 Abs. 35 KWG i.V.m. Art. 4 Abs. 1 
Nr. 21 CRR. 

Gemischte Holding-Gesellschaft Gesellschaft, bei der das Mutterunternehmen 
weder eine FHG noch ein Institut noch eine 
gem. FHG ist und zu deren Tochterunternehmen 
mindestens ein Institut gehört, s. Art. 4 Abs. 1 
Nr. 22 CRR. 

Geschäftsleiter/Geschäftsleiterin (GL) S. § 1 Abs. 2 KWG. 

Für (gemischte) Finanzholding-Gesellschaften 
(gem.) FHG) s. § 2d KWG. 

Im Fall einer Europäischen Gesellschaft (SE) mit 
monistischem System sind die 
geschäftsführenden Direktor(inn)en des 
Verwaltungsrates gemeint. 

Gruppe S. Art. 4 Abs. 1 Nr. 138 CRR 
Gruppe von Unternehmen, von denen 
mindestens eines ein Institut ist und die aus 
einem Mutterunternehmen und seinen 
Tochterunternehmen oder aus Unternehmen 
besteht, die untereinander in der in Artikel 22 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R0575&from=EN#d1e1242-1-1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R0575&from=EN#d1e1242-1-1
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R0575&from=EN#d1e1242-1-1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R0575&from=EN#d1e1242-1-1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R0575&from=DE#d1e1242-1-1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R0575&from=DE#d1e1242-1-1
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__2d.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019R0876&from=EN#d1e766-1-1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013L0034&from=DE#d1e2415-19-1
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der Bilanz-Richtlinie bezeichneten Beziehung 
stehen. 

IMAS-Portal Digitales Portal der Europäischen Zentralbank 
(EZB), über das bestimmte Fit and Proper 
Anzeigen elektronisch eingereicht werden. 

Inhaber von Schlüsselfunktionen Personen, die einen wesentlichen Einfluss auf 
die Leitung des Instituts haben, die jedoch 
weder Mitglieder der Geschäftsleitung (GLM) 
noch des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans 
(VAOM) sind. Zu ihnen zählen:  

 die Leitungen der internen 
Kontrollfunktionen und der/die CFO, soweit 
sie keine (GLM) sind, 

 und, soweit sie von CRR-Kreditinstituten mit 
einem risikobasierten Ansatz als solche 
ermittelt werden, sonstige Personen, die 
Schlüsselfunktionen innehaben. Dazu 
können Leitungen von wichtigen 
Geschäftszweigen, Niederlassungen im 
Europäischen Wirtschaftsraum/in der 
Europäischen Freihandelsassoziation, von 
Tochtergesellschaften in Drittstaaten und 
sonstigen internen Funktionen zählen.  

Institut S. § 1 Abs. 1b KWG. 

Institutsbezogenes Sicherungssystem In Deutschland bilden die Mitgliedsinstitute des 
Bundesverbandes der Volksbanken und 
Raiffeisenbanken e.V. ein institutsbezogenes 
Sicherungssystem.  

Das Sicherungssystem der Sparkassen-
Finanzgruppe bildet ein weiteres 
institutsbezogenes Sicherungssystem in 
Deutschland. 

Institutsgruppe, Finanzholding-Gruppe, 
gemischte Finanzholding-Gruppe 

S. § 10a Abs. 1 bzw. 2 KWG.  

Kommunale(r) 
Hauptverwaltungsbeamter/in 

Leitung der Verwaltung einer Gemeinde, eines 
Kreises oder einer kreisfreien Stadt, soweit sie 
Mandate in VAO kommunaler Unternehmen 
oder Zweckverbänden wahrnimmt, zu deren 
Wahrnehmung sie kraft kommunaler Satzung 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013L0034&from=DE#d1e2415-19-1
https://www.bankingsupervision.europa.eu/banking/portal/imas/html/index.de.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__10a.html
http://de.wikipedia.org/wiki/Gemeinde
http://de.wikipedia.org/wiki/Landkreis
http://de.wikipedia.org/wiki/Kreisfreie_Stadt


Seite 55 

 

Rundschreiben zu den Mitgliedern der Geschäftsleitung sowie von Verwaltungs- und 
Aufsichtsorganen gemäß KWG 

oder kraft gesetzlicher Regelung verpflichtet ist 
und die allein ihr zugewiesen ist  

Kreditinstitut S. § 1 Abs. 1 KWG. 

Leitung der internen 
Kontrollfunktionen/Leitung der 
Innenrevision 

Personen, die auf der höchsten Hierarchieebene 
(unterhalb der Geschäftsleitung) für die 
wirksame Wahrnehmung der täglichen 
Aufgaben der unabhängigen Risikocontrolling-
Funktion und Compliance-Funktion sowie 
internen Revision verantwortlich sind. 

Leitungsmandat Mandat als GL. 

Less Significant Institution (LSI) Kreditinstitut, das von der BaFin direkt 
beaufsichtigt wird. Die Ausführungen in diesem 
Rundschreiben zu LSI beziehen sich, soweit 
nicht ausdrücklich anders gekennzeichnet, auch 
auf Nicht-CRR-Kreditinstitute und unter der 
Aufsicht der BaFin stehende 
Finanzdienstleistungsinstitute (§ 1 Abs. 1a KWG) 
und (gem.) FHG. 

Mandat Leitungs- oder Aufsichtsmandat; siehe jeweils 
dort. 

Mutterunternehmen S. § 1 Abs. 35 KWG i.V.m. Art. 4 Abs. 1 
Nr. 15 CRR. 

Melde- und Veröffentlichungsplattform 
der BaFin (MVP-Portal) 

Digitales Portal der BaFin; über das 
Fachverfahren „Personenanzeigen: KWG“ 
können LSI und deren Organmitglieder 
Personenanzeigen elektronisch einreichen. Für 
welche Anzeigen dieser Einreichungsweg aktuell 
bereits zur Verfügung steht, ist auf der 
Informationsseite zu diesem Fachverfahren 
veröffentlicht.  

Nahe Angehörige S. § 5b Abs. 2 Nr. 2 AnzV. 

Organmitglied Mitglied der Geschäftsleitung (GLM) oder 
Mitglied des Verwaltungs-/Aufsichtsorgans 
(VAOM) 

Personen der oberen Leitungsebene Personen der Leitungsebene unterhalb der 
Geschäftsleitung, die der Geschäftsleitung 
gegenüber berichtspflichtig sind. Zu den 

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R0575&from=EN#d1e1242-1-1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R0575&from=EN#d1e1242-1-1
https://www.bafin.de/ref/19641016
https://www.bafin.de/ref/19640664
https://www.gesetze-im-internet.de/anzv_2006/__5b.html
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Personen der oberen Leitungsebene zählen 
auch Personen, die Schlüsselfunktionen 
innehaben. 

Significant Institution (SI) Institut oder (gem.) FHG, das/die nach Art. 6 
Abs. 4 SSM-VO von der EZB direkt beaufsichtigt 
wird 

Stellvertretendes Mitglied Person, die für den Fall der kurzfristigen 
Verhinderung des eigentlichen VAOM bestellt 
worden ist und dessen Funktion solange 
übernimmt. S. auch „Ersatzmitglied“. 

Tochterunternehmen S. § 1 Abs. 35 KWG i.V.m. Art. 4 Abs. 1 
Nr. 16 CRR 

Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan (VAO) Zwingend oder fakultativ eingerichtetes Organ, 
dem die Überwachung der Geschäftsleitung des 
jeweiligen Unternehmens obliegt. Entscheidend 
ist dabei nicht die konkrete Bezeichnung des 
Organs, sondern die ihm eingeräumten Rechte 
und Pflichten. Es ist auch nicht zwingend 
erforderlich, dass die Überwachungsbefugnisse 
des Organs durch Gesetz geregelt sind. 

Daher kann auch ein Beirat den gesetzlichen 
Anforderungen des KWG unterliegen, wenn 
seine Aufgaben und Befugnisse denen eines 
VAO entsprechen und gesetzlich, per Satzung 
oder Gesellschaftsvertrag, geregelt sind. 

Im Fall einer Europäischen Gesellschaft (SE) mit 
monistischem System sind die nicht 
geschäftsführenden Direktor(inn)en des 
Verwaltungsrates gemeint. Sie besetzen auch 
die Ausschüsse.  

Nicht darunter fällt ein Prüfungsausschuss nach 
§ 324 HGB, solange er keine über die dort 
genannten Überwachungstätigkeiten hinaus 
ausübt. 

Vertretung des Bundes oder der Länder VAOM, das die Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Bundesländer vertritt, sofern 
das Mandat der Person oder der von ihr 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R1024&from=DE#d1e1057-63-1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R1024&from=DE#d1e1057-63-1
https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__1.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R0575&from=EN#d1e1242-1-1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32013R0575&from=EN#d1e1242-1-1
https://www.gesetze-im-internet.de/hgb/__324.html
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bekleideten politischen Funktion durch Gesetz 
oder Satzung zugewiesen ist. 
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4 Anhang II: Beispiele zur Mandatszählung 

Hinweis: Die grau hinterlegten Kästen geben jeweils die Zählmandate an. 

Beispiel 1: § 25d Abs. 3 S. 3 Nr. 1 KWG (Zugehörigkeit zu derselben Gruppe gemäß Art. 4 
Abs. 1 Nr. 138 CRR):  

 

Beispiel 2: Möglichkeit für ein GL- und 2-VAO-Mandate unter der strengen 
Mandatsbegrenzung 

Person A

VAO-Mandat 1 

(Gruppe X)

AR Institut X1

AR Institut X2

AR Institut X3 

AR-Mandat 2
AR 

Unternehmen P

AR-Mandat 3
AR 

Unternehmen Q

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019R0876&from=EN#d1e766-1-1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019R0876&from=EN#d1e766-1-1
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Beispiel 3: Zusammenzählung von GL und VAO-Mandaten 

 

 

  

Person B

GL-Mandat 1
GL Unternehmen 

P

AR-Mandat 1 

(Gruppe X)

AR Institut X1

AR Institut X2

AR Institut X3 

AR-Mandat 2 

(Gruppe Y)

AR Institut Y1

AR Institut Y2

Person C

GL-Mandat 1 

(Gruppe X)

GL Institut X1

AR Institut X2

AR Institut X3

AR-Mandat 1
AR 

Unternehmen R
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Beispiel 4:§ 25d Abs. 3 S. 3 Nr. 3 KWG (Mandate in Unternehmen, an denen das Institut eine 
bedeutende Beteiligung hält) 

 

 

 

 

 

  

Person E

AR- Mandat 1 

AR Institut C 

(bedeutende 

Beteiligung an C1 und 

C2)

AR- Mandat 2

AR Unternehmen C1

AR Unternehmen C2 

AR- Mandat 3 AR Institut G

Person C

GL- Mandat 1 GL Institut A

AR- Mandat 1 

AR Institut B 

(bedeutende 

Beteiligung an B1 und 

B2)

AR- Mandat 2

AR Unternehmen B1

AR Unternehmen B2

https://www.gesetze-im-internet.de/kredwg/__25d.html
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5 Anhang III: Übersicht zur Mandatsbegrenzung  

streng = strenge Mandatsbegrenzung nach § 25c Abs. 2 S. 2 KWG bzw. § 25d Abs. 3 KWG 
einfach = einfache Mandatsbegrenzung nach § 25c Abs. 2 S. 1 KWG bzw. § 25d Abs. 3a KWG 
./. = Keine Regelung oder Kriterium ist allein nicht ausreichend für eine Beurteilung 

 Person ist GL Person ist VAOM Pflicht zur Bildung von 
Ausschüssen 
(nur KWG) 

CRR-Kreditinstitut, 
bedeutend 

streng streng Ja 

CRR-Kreditinstitut, 
nicht bedeutend einfach einfach 

abhängig von Größe, interner 
Organisation und Art, Umfang, 
Komplexität, Risikogehalt 

Institut, kein CRR-KI, 
bedeutend 

streng einfach Ja 

Institut, kein CRR-KI, 
nicht bedeutend einfach einfach 

abhängig von Größe, interner 
Organisation und Art, Umfang, 
Komplexität, Risikogehalt 

FHG, 
übergeordnet 

./. 
streng 
§ 25d Abs. 3 S. 2 KWG 

Ja 

FHG, 
nicht übergeordnet ./. einfach 

abhängig von Größe, interner 
Organisation und Art, Umfang, 
Komplexität, Risikogehalt 

gem. FHG 
übergeordnet 

./. 
streng 
§ 25d Abs. 3 S. 2 KWG 

Ja 

gem. FHG 
nicht übergeordnet ./.  

abhängig von Größe, interner 
Organisation und Art, Umfang, 
Komplexität, Risikogehalt 

Gilt für eines von mehreren Mandaten die strenge Mandatszählung, ist diese für alle Mandate zu 
beachten 
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